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1. Allgemeines über das Bilanzſteuerrecht 


Das Schwergewicht der kaufmänniſche a 
führung liegt in der geftflelung des N 115 
8 A inns. Der Jahresgewinn hat auch für das 
5 ch eine überaus große Be- 

eutung, weil der Gewinn an der Spitze aller Steuer- 
quellen ſteht. Leider haben Einkommenſteuer 
und Körperſchaftſteuer den Nachteil, daß ſie 
. Steuerveranlagung viel Arbeit verurſachen. Im 
9000 der Zeit hat ſich eine förmliche Wiſſenſchaft um 
811 en des kaufmänniſchen Gewinns, das 
are 5 ſt e uerre cht, herausgebildet. Das Eigen⸗ 
Rn; es Bilanzſteuerrechts beſteht darin, daß es 
u ‚geringiten Teil in Paragraphen der Steuer- 
an 9 8 0 iſt. Im Grund genommen ſind es 
E Paragraphen des Einkommen- 
dure 5 eſetzes, die das ganze Bilanzſteuerrecht 
be un die 88 4, 6 und 7. § 4 behandelt 
8 6 die eeiff im allgemeinen, 
(Teilwert) e rt u ng und die Wertabſchreibung 
u u 48 7 die Abſetzungen für Ab⸗ 
su 5 N weitere ergibt ſich aus den Grund⸗ 

A aer Buchführung. 
Grundſätz = ordne üben Beſtimmungen über die 
falls dürft gs mäßiger Buchführung find eben- 
kommt 1 a 1 ieee 
Be 9 1 Betracht, der im allgemeinen die 
Bewertung der Wirtſchaftsgüter des Betriebsver⸗ 
mögens zum Tageswert am Bilanztag vorſchreibt, und 


5. Gewinnverlagerung durch zu hohe Bewertungen, 

6. Die verdeckten Gewinnausſchüttungen und die ſonſtigen 
nicht abzugsfähigen Ausgaben, 

7. Fortentwicklung des Bilanzſteuerrechts. 


aus dem Aktiengeſetz § 133, der im einzelnen 
für Aktiengeſellſchaften die oberen Grenzen für die 
Wertanſätze in der Jahresbilanz feſtlegt. Von dieſen 
wenigen Rechtsvorſchriften abgeſehen find die Grund⸗ 
ſätze ordnungsmäßiger Buchführung im kauf 
männiſchen Gewohnheitsrecht und in der 
Rechtſprechung zu ſuchen. 

Erſte Vorausſetzung für ein Zurechtfinden im 
Bilanzſteuerrecht iſt die Beherrſchung der kauf⸗ 
männiſchen doppelten Buchführung. 
Mit gutem Grund legt daher die Reichsfinanzverwal⸗ 
tung fo großes Gewicht auf eine Aus b ildung der 
Beamten im Buchführungsweſen. Jeder 
Anfänger auf dem Gebiet des Bilanzſteuerrechts iſt 
dringend davor zu warnen, ſeinen Weg mit dem 
Nachſchlagen von Entſcheidungen dl beginnen. 
Nur eine gründliche Denkſchulung in den 
Bahnen der kaufmänniſchen doppelten 
Buchführung vermittelt das für das Verſtändnis 
des Bilanzſteuerrechts erforderliche Unterſcheidungs⸗ 
vermögen. 

An Zweifelsfragen auf dem Gebiet des Bilanz⸗ 
ſteuerrechts iſt zuerſt mit dem durch Buchfüh⸗ 
rungskenntniſſe geſchärften geſunden 
Menſchenverſtand heranzugehen. Iſt eine dem 
Rechtsgefühl entſprechende Löſung gefunden, dann iſt 
es Zeit, nach einer Beſtätigung in Erläuterungs⸗ 
büchern oder in Entſcheidungen zu ſuchen oder ſich auf 
dieſem Weg eines Beſſeren belehren zu laſſen. 
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2. Maßgeblichkeit der Handelsbilanz für die Steuer⸗ 
bilanz 


Das Bilanzſteuerrecht verdankt 
jeine Entſtehung dem Kampf der 
Steuerbehörden um die Bilanzwahr⸗ 
heit. Und dieſer Kampf muß auch weiterhin geführt 
werden, weil das deutſche Handelsrecht viel freier zu 
den ſtillen Rücklagen eingeſtellt iſt als das Steuer⸗ 
recht. Aber ſelbſt wenn einmal Handels- und Steuer⸗ 
recht völlig gleichlaufen würden, ginge es nicht ohne 
Kampf ab, weil auch die anerkannteſten Vorſchriften 
nicht ſicher davor ſind, übertreten zu werden. Vorerſt 
kann die nach handels rechtlichen Grund⸗ 
ſätzen aufgeſtellte Bilanz nur in be- 
ſchränktem Umfang für die Beſteuerung 
verwertet werden. Trotzdem gilt der Grundſatz 
der Maßgeblichkeit für die Steuerbilanz. 


Der Grundſatz der Maßgeblichkeit 
der Handelsbilanz für die Steuer- 
bilanz iſt dahin zu verſtehen, daß die Handels 
bilanz inſoweit als geeignete Grundlage für die 
Steuerveranlagung anzuerkennen iſt, als ſie den 
handelsrechtlichen Bewertungsvorſchriften und den 
Grundſätzen ordnungsmäßiger kaufmänniſcher Buch⸗ 
führung entſpricht und ſteuerliche Beſtimmungen 
nichts Abweichendes vorſchreiben. Die ſteuerlichen Be- 
ſtimmungen haben alſo für Zwecke der Beſteuerung 
den Vorrang vor den handelsrechtlichen Bewer⸗ 
tungsvorſchriften. Mit dieſer einſchränkenden Um⸗ 
ſchreibung kann und ſoll der Grundſatz der Maßgeb⸗ 
lichkeit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz auf- 
rechterhalten bleiben. Es wäre ein Rück⸗ 
ſchritt, wollte man den Grundſatz überhaupt beiſeite⸗ 
ſchieben. Denn die Steuerbilanz und damit die 
Steuerveranlagung dürfen nicht völlig losgelöſt 
werden von den wirklichen betrieblichen Vorgängen, 
die ihren Niederſchlag in der Handelsbilanz finden. 
Auch wäre es für die Reichsfinanzverwaltung nicht 
vorteilhaft, wenn ſie auf die Schutzwirkung des Maß⸗ 
geblichkeitsgrundſatzes verzichten würde. Anderſeits 
find übertreibungen in der Anwendung des 
Grundſatzes von Übel. Eine Übertreibung wäre es 
3. B., wollte man bei der Sanierung die für die 
Handelsbilanz übermäßig abgeſchriebenen Anlage- 
werte ohne weiteres zu ſteuerlichen Teilwerten 
ſtempeln. Für eine ſowohl den Belangen der Reichs⸗ 
finanzverwaltung als auch den Belangen der Steuer⸗ 
pflichtigen Rechnung tragende Handhabung des 
Grundſatzes bietet der neue Finanzplan ein 
bemerkenswertes Beiſpiel. § 22 Abſatz 3 der 
NDO beſtimmt für die Abſchreibungsfreiheit das 
Folgende: 

„Die Sonderabſchreibung iſt ſteuerlich nur in 
der Höhe zuläſſig, in der ſie in der Handelsbilanz 
vorgenommen wird. Dieſe Einſchränkung gilt nicht, 
ſoweit die Buchwerte der abnutzbaren Wirtſchafts⸗ 
güter in der Steuerbilanz höher ſind als in der 
Handelsbilanz.“ 


Folglich gilt die Bindung der Steuerbilanz an 
die Handelsbilanz für die neue Bewertungs 
freiheit nur ſoweit, als ſich die abzuſchreibenden 
Werte decken oder die Steuerbilanzwerte niedriger ſind 
als die Handelsbilanzwerte. 


Dieſe auf die beſonderen Zwecke des neuen 
Finanzplans zugeſchnittene Regelung darf allerdings 
nicht verallgemeinert werden für Fälle, die 
außerhalb des neuen Finanzplans liegen. So iſt für 
die üblichen Abſetzungen für Abnutzung bei ungleichen 
Werten in Handelsbilanz und Steuerbilanz nach der 
Rechtſprechung die für die Handelsbilanz geſchätzte 
Nutzungsdauer maßgeblich, ſofern ſie auch 
ſteuerlich vertretbar iſt. 

Auf ſchwierige und zeitraubende Rechen kunſt⸗ 
ftüde brauchen ſich der Betriebsprüfer und der Ver⸗ 
anlagungsbeamte bei der Anwendung des Maßgeb⸗ 
lichkeitsgrundſatzes im allgemeinen nicht einzulaſſen. 
Es muß nur in irgendeiner geeigneten Weiſe ver⸗ 
hindert werden, daß der Steuerpflichtige beſſer weg⸗ 
kommt, indem er ſich für die Steuereranlagung 
ärmer macht, als er nach ſeinen Handelsbilanzen im 
Wirtſchaftsleben auftritt. 


3. Die ſteuerlichen Vilanzbeanſtaudungen 

Wird die kaufmänniſche Buchführung oder die 
Bilanz für ſteuerliche Zwecke nachgeprüft, ſo ergibt 
ſich regelmäßig eine Fülle von Beanſtandungen. So 
zahlreich die einzelnen Beanſtandungen auch ſein 
mögen, laſſen ſie ſich doch in zwei großen 
Gruppen unterbringen. Die Beanſtandungen be⸗ 
ziehen ſich entweder auf Gewinnverla ge⸗ 
rungen oder auf Gewinnausfälle. 

Die Beanſtandung der Gewinnverlage— 
rungen bezweckt die Erfaſſung des Gewinns in dem 
für die Beſteuerung vorgeſehenen Zeitpunkt, nicht erſt 
in einem ſpäteren, aber auch nicht in einem früheren. 
Das Einkommenſteuerrecht wird von dem Gedanken 
beherrſcht, daß das Einkommen zu erfaſſen iſt, das 
ein Steuerpflichtiger innerhalb des zu veranlagenden 
Wirtſchaftsjahrs bezogen hat. Den Haupt- 
fall der Gewinnverlagerungen ſtellen die ſtillen 
Rücklagen dar. Die Gewinnverlagerung beſteht 
darin, daß der Gewinn eines Jahres durch eine fteuer- 
lich unzuläſſige Bildung ſtiller Rücklagen zunächſt ge- 
ſchmälert wird und erſt in einem ſpäteren Jahr bei 
der freiwilligen oder unfreiwilligen Auflöſung der 
ſtillen Rücklagen wieder zum Vorſchein kommt. 

Das Gegenſtück zu den ſtillen Rücklagen iſt 
die Vorverlagerung von Gewinnen. Hier 
hat die Reichsfinanzverwaltung weniger die Vorder: 
legung in Gewinnjahre als die in Verluſtjahre 
zu beanſtanden. Seit Wiedereinführung des Verluſt⸗ 
ausgleichs werden dieſe Beanſtandungen ſeltener. 


Im Gegenſatz zur Beanſtandung von Gewinn— 
verlagerungen hat die Beanſtandung von Gewinn⸗ 
aus fällen Beträge zum Gegenſtand, die ein für 
allemal für die Beſteuerung verlorengehen, falls eine 
Beanſtandung unterbleibt. Zu derartigen Gewinn⸗ 
ausfällen können Entnahmen, verdeckte Ge- 
winnausſchüttungen und ähnliche nicht ab- 
zugsfähige Ausgaben führen. 

Der grundlegende Unterſchied zwiſchen den 
zwei Arten von Beanſtandungen liegt in ihrem 
Gegenſtan d. Gewinnverlagerungen 
beziehen ſich auf Werte, die im Betriebsver⸗ 
mögen, wenn auch wie die ſtillen Rücklagen in 
unſichtbarer Form, noch enthalten find. Ge- 
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win nausfälle dagegen betreffen Werte, die das 
Betriebsvermögen bereits gewinnmindernd 
verlaſſen haben. 

Dieſe Unterſcheidung iſt von Bedeutung für die 
Technik der Beanſtandungen. Gewinn⸗ 
berlagerungen find durch die Steuer ⸗ 
bilanz richtigzuſtellen, weil das Betriebsvermögen 
in der Bilanz darzuſtellen iſt. Dagegen ſind Ge⸗ 
winnausfälle durch Zurechnung zum Gewinn 
außerhalb der Bilanz richtigzuſtellen, weil 
die betreffenden Werte im Betriebsvermögen nicht 
mehr enthalten ſind. Hält man ſich vor Augen, daß 
die ftillen Rücklagen nichts anderes als ſtilles Be⸗ 
triebsvermögen darſtellen, ſo leuchtet es ein, 
daß dem Steuerpflichtigen die Beanſtandung Stiller 
Rücklagen in der Regel weniger Schwierigkeiten für 
die Steuernachzahlung verurſacht als die Bean- 
ſtandung verdeckter Gewinnausſchüttungen. Denn bei 
den ſtillen Rücklagen ſind die für die Steuernachzah⸗ 
lung erforderlichen Mittel noch im Betriebsvermögen 
vorhanden, während bei den verdeckten Gewinnaus⸗ 
ſchüttungen die Steuernachzahlungen aus dem durch 
die verdeckten Gewinnausſchüttungen verminderten 
Betriebsvermögen beſtritten werden müſſen. 

Wird gegen die Regeln der Beanſtandungstechnik 
verſtoßen, jo kann wohl für das Jahr der Be⸗ 
anſtandung der ſteuerliche Gewinn richtig dargeſtellt 
werden, doch beſteht die Gefahr ſpäterer Unklar 
heiten oder Fehler. Z. B. haben früher, bevor es 
ar befondere Steuerbilanz gab, Steuerbeamte oft zu 
14 05 Abſchreibu ngen einfach dem Bilanzgewinn 
Stena ohne ſich darum zu kümmern, daß der 
Tel dadurch ſpäterer Abſchreibungsmög⸗ 
5 eiten verluſtig geht. Abſchreibungsbeanſtandungen 
15 985 das vorhandene Betriebsvermögen und ſind 

er Steuerbilanz durchzuführen. Anderſeits ſollen 
endgültige Entnahmen und verdeckte Ge⸗ 
winnausſchüttungen niemals durch Auf— 
nahme eines Beſitzpoſtens in die Bilanz, ſondern durch 
außerbilanzmäßige Zurechnungen zum Gewinn erfaßt 
werden. Sonſt beſteht die Gefahr, daß bei einem 
en Weglaſſen dieſes für kommende Jahre ſeiner 

erechtigung beraubten Beſitzpoſtens der ſteuerliche 
Gewinn zu Unrecht geſchmälert wird. 
82 Für das Steueraufkommen ſind beide Arten 
für d Deanftandungen wichtig. Man darf 
8 Feſthalten der Reichsfinanzverwaltung an der 
ich andung von Gewinnverlagerungen 
> verkennen, daß dieſe auch zu endgültigen 
fre n führen können, wenn bei⸗ 
e nie Auflöſung der zunächſt ſteuerlich nicht 
N 175 en Rücklagen in eine Reihe von Verluſt⸗ 
nien a wenn im Jahr der Auflöſung ein 
d ap anzuwenden iſt. Auch verleitet 
Nicks Er ein ſteuerlich noch nicht erfaßter ſtiller 
lich zu e Verwirklichung ſolange wie mög⸗ 
Gele Andern oder ſie gar bei ſich bietender 
egenheft durch eine nicht i 
Enna Beſtene ) ohne weiteres erkennbare 

Die Betriebsprüf rung überhaupt zu entziehen. 
d 8 ung und die Veranlagung haben 
. handlung von Gewinnverlage⸗ 

a reiere Sandals bei der Behand- 
lung von Gewin nausfällen. Bei der Be 
urletlung ſtiller Rücklagen handelt es ſich oft um 


n 


Ermeſſens⸗ oder Schätzungsfragen, z. B. bei der Be⸗ 
meſſung von Abſchreibungen oder bei der Bewertung 
von Forderungen. Grundſatz iſt, daß gegenüber 
ſtillen Rücklagen Kleinlichkeit nicht am Platz iſt. 
Größere Zurückhaltung iſt jedoch bei Zugeſtändniſſen 
auf dem Gebiet der Gewinnausfälle geboten, weil ſich 
die Gewinnausfälle ſpäter nie mehr ausgleichen. 


4. Die ſtillen Rücklagen 

Im betriebswirtſchaftlichen Schrifttum ſind in 
der letzten Zeit Verſuche unternommen worden, die 
Bezeichnung „Rücklagen“ den ſtillen Rücklagen zu 
verweigern und nur von ſtillen „Reſerven“ zu ſprechen 
im Gegenſatz zu den offenen Rücklagen mit der Be⸗ 
gründung, daß das Aktiengeſetz nur die offenen Rück⸗ 
lagen meine, wenn es ſchlechthin von Rücklagen ſpreche. 
Dieſen Beſtrebungen iſt ſchon mit Rückſicht auf die 
deutſche Sprache entgegenzutreten. Wenn Ver⸗ 
wechſlungsgefahr beſteht, kann man von offenen 
Rücklagen und ſtillen Rücklagen ſprechen. Das 
Wort „Reſerve“ kann unbedenklich aus dem ſteuer⸗ 
lichen und betriebswirtſchaftlichen Sprachſchatz ge⸗ 
ſtrichen werden. 

Die ſtillen Rücklagen, mit denen es die Finanz⸗ 
verwaltung zu tun hat, ſind zweierlei Art. 

Sie können ſteuerlichanerkannte oder ſteuer⸗ 
lichunzuläſſige ſtille Rücklagen ſein. 


a) Steuerlich anerkannte ſtille 
lagen 

Dem Steuerrecht mangelt es nicht an Verſtänd ⸗ 
nis für wirtſchaftliche oder wirtſchafts⸗ 
volitiſche Zweckmäßigkeiten, die für eine 
Anerkennung ſtiller Rücklagen in beſonders gelagerten 
Fällen ſprechen. 

Die größte Gruppe der ſteuerlich anerkannten 
tillen Rücklagen bilden die durch eine Wert ⸗ 
erhöhung von ſelbſtgewachſenen ſtillen 
Rücklagen. 

Bei den abnutzbaren Wirtſchaftsgütern des 
betrieblichen Anlagevermögens verwehrt § 6 Ziffer 1 
EStG eine Auflöſung der gewachſenen ſtillen Rück⸗ 
lagen, indem es eine Höherbewertung dieſer Wirt⸗ 
ſchaftsgüter über den vorhergehenden Bilanzanſatz 
hinaus nicht zuläßt (Grundſatz des Wertzuſammen⸗ 
hangs nach Reinhardt). Das Handelsrecht kennt 
dieſe Beſchränkung nicht. 

Auf der Schuldenſeite der Bilanz können Wäh⸗ 
rungſchulden ſteuerlich gewollte ſtille Rücklagen 
enthalten, wenn die fremde Währung abgewertet wor⸗ 
den oder ſonſtwie geſunken iſt. Dieſe ſtillen Rücklagen 
dürfen für die Einkommensteuer und Körperſchaft. 
Heuer bis zur Verwirklichung des Währungsgewinns 
(Rückzahlung oder Umwandlung der Währungſchuld) 
nicht durch eine niedrigere Bewertung der Schuld auf- 
gelöſt werden (Grundſatz der Nichtverſteuerung unver⸗ 
wirklichter Gewinne). Handels echtlich iſt die 
Auflöfung der ſtillen Rücklagen möglich; nur ſoll 
dieſer noch nicht verwirklichte Währungsgewinn nach 
der heutigen betriebswirtſchaftlichen Anſchauung nicht 
für eine Gewinnausſchüttung verwendet werden. 

Außer dieſen zwingend vorgeſchriebenen 
von ſelbſt gewachſenen ſtillen Rück⸗ 
lagen gibt es noch ſolche, deren Beibehaltung auf 


Rück ⸗ 
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einem freien Willensentſchluß des Steuer- 
pflichtigen beruht. Bei den nicht abnutzbaren 
Wirtſchaftsgütern des Anlagevermögens und 
bei den Wirtſchaftsgütern des Umlaufver⸗ 
mögens darf der Steuerpflichtige die durch eine 
Wertſteigerung entſtandene ſtille Rücklage beibehalten. 
Er darf aber auch § 16 Ziffer 2 EStG gemäß die ſtille 
Rücklage im Wege der Höherbewertung gegenüber 
dem Vorjahr bis zu den Anſchaffungskoſten als der 
oberen Bewertungsgrenze auflöſen (Unterbrechung 
des Wertzuſammenhangs). Doch iſt eine derartige 
Höherbewertung nach dem Grundſatz der Maßgeblich⸗ 
keit der Handelsbilanz für die Steuerbilanz davon ab⸗ 
hängig, daß auch die Handelsbilanz dieſe Höherbewer⸗ 
tung aufweiſt. 

Freiwillig ſind auch die ſtillen Rücklagen, 
die bei der Inanſpruchnahme der Bewertun g3> 
freiheit für kurzlebige Wirtſchafts⸗ 
güter oder der für die Oſtmark gewährten 
Bewertungsfreiheit oder der Bewer— 
tungsfreiheit nach dem Neuen Finanz⸗ 
plan neu geſchaffen werden. 

Um eine freiwillige Schaffung ſteuer⸗ 
lich zuläſſiger ſtiller Rücklagen handelt es ſich ferner, 
wenn öffentliche Zuſchüſſe ſofort zu Abſchrei⸗ 
bungen auf die mit den Zuſchüſſen zu erſtellenden An- 
lagen verwendet werden (RStBl. 1934 S. 42). 

Selbſt eine inmitte liegende Veräuße⸗ 
rung des Wirtſchaftsguts, an das die ſtille Rücklage 
gebunden iſt, braucht nicht ausnahmslos die ſtille 
Rücklage zu beſeitigen. So läßt es die Rechtſprechung 
zu, daß beim Tau ſch zweier Wirtſchaftsgüter die mit 
dem hingegebenen Wirtſchaftsgut verbundene ſtille 
Rücklage auf das eingetauſchte Wirtſchaftsgut über⸗ 
tragen wird, wenn das eingetauſchte Wirtſchaftsgut 
demſelben wirtſchaftlichen Zweck innerhalb des Unter— 
nehmens dient wie das im Tauſchweg hingegebene 
Wirtſchaftsgut. Ahnlich liegt es bei der Ver⸗ 
ſchmelzung. Bekommt ein Unternehmen für die 
Hingabe von Aktien einer zu verſchmelzenden Geſell⸗ 
ſchaft Aktien der aufnehmenden Geſellſchaft, ſo darf 
die in der Bewertung der weggegebenen Aktien 
liegende ſtille Rücklage auf die neuen Aktien über- 
tragen werden. 

Fließt einem Unternehmen im Fall eines 
Brandes oder einer Enteignung oder einer 
drohenden Enteignung eine Entſchädigung zu, die zur 
Beſchaffung eines Erſatzgegenſtandes verwendet wird, 
ſo darf die mit dem verlorengegangenen Wirtſchafts⸗ 
gut verbundene ſtille Rücklage gleichfalls auf den 
Erſatzgegenſtand übertragen werden (RStBl. 1938 
S. 964). 

Daß es ſich in all dieſen Fällen nicht um eine 
Steuerbefreiung, ſondern um einen Steuerauf- 
ſchub infolge einer erlaubten Gewinnverlagerung 
handelt, zeigt ſich ſpäteſtens bei einer Veräußerung 
der niedrig bewerteten Wirtſchaftsgüter. Die ſtillen 
Rücklagen kommen dann zum Vorſchein und unter⸗ 
liegen dann regelmäßig der Gewinnbeſteuerung. 

Für die Unternehmer der Oſt mark bietet 
ſich in der Reichsmarkeröffnungsbilanz eine günſtige 
Gelegenheit, ſteuerlich zuläſſige ſtille Rücklagen 
ſteuerfrei aufzulöſen, weil die Reichs mark⸗ 
eröffnungsbilanz dem Grundſatz des 


Bilanzenzuſammenhangs (Nämlichkeit von 
Schlußbilanz und nachfolgender Anfangsbilanz) und 
damit den Wirkungen der Bilanzzweiſchneidigkeit 
(Stetigkeit der Gewinnerfaſſung) nicht unter- 
worfen iſt. 


b) Steuerlich unzuläſſige ſtille Nüd- 
lagen 

Soweit das Steuerrecht ſtille Rücklagen nicht 
ausdrücklich geſtattet, find fie unzuläſſig. 

Steuerlich unzuläſſige ſtille Rücklagen können auf 
der Beſitzſeite und auf der Schuldenſeite 
der Bilanz vorkommen. 

Auf der Beſitzſeite führen zu hohe Abſetzun⸗ 
gen für Abnutzung, zu hohe Wertabſchreibungen, 
Nichtaktivierung von Anſchaffungen und fonitige 
Unterbewertungen, Verhinderung von Gewinnver⸗ 
wirklichungen, Weglaſſen von Forderungen an die 
kommende Geſchäftszeit zu ſteuerlich unzuläſſigen 
ſtillen Rücklagen. 

Auf der Schuldenſeite entſtehen unzuläſſige 
ſtille Rücklagen durch den Anſatz nicht beſtehender oder 
zu hoher Schulden und Rückſtellungen oder durch 
bilanzmäßige Beibehaltung weggefallener Schulden 
und überflüſſig gewordener Rückſtellungen. 
Beiſpiele: 

Zu hohe Abſetzungen für Abnutzung 

Ein Steuerpflichtiger hat jahrelang bei Maſchi⸗ 
nen zu hohe Abnutzungsbeträge abgeſetzt. Die Ver⸗ 
anlagungen ſind rechtskräftig. Neue Tatſachen, die 
ein erneutes Aufrollen der alten Veranlagungen 
rechtfertigen würden, liegen nicht vor. 

Frage: Muß ſich das Finanzamt mit dem zu 
niedrigen Wert abfinden oder kann es den richtigen 
Wert in die Steuerbilanz einſetzen oder darf es dem 
Steuerpflichtigen weitere Abſetzungen ſolange ver« 
weigern, bis der richtige Wert der Anlagen er- 
reicht iſt? 

Antwort: Würde das Finanzamt den rich— 
tigen Wert in die Steuerbilanz einſetzen, ſo würde 
es gegen den Grundſatz des Wertzuſammenhangs 
(Verbot der Höherbewertung) verſtoßen. Anderſeits 
darf das Finanzamt für das zu veranlagende Wirt⸗ 
ſchaftsjahr nicht die Abſetzungen gänzlich ber- 
weigern, weil auch in jedem Wirtſchaftsjahr ein 
Wertverzehr eintritt und den Jahreserfolg beein⸗ 
trächtigt. Die richtige Löſung iſt die folgende: Die 
Abnutzungsabſetzungen werden von nun an in der 
Weiſe berechnet, daß die Abſchreibung des noch vor⸗ 
handenen Reſtwerts auf die Reſtnutzungsdauer 
gleichmäßig verteilt wird (RStBl. 1938 S. 770). 
Dadurch verringern ſich die jährlichen Abſetzungen 
im Vergleich zu früher. Dieſe Löſung hat allerdings 
den Nachteil, daß ſich Handelsbilanzwert und 
Steuerbilanzwert der Maſchinen bis zum Ende der 
Nutzungsdauer nie mehr decken, es ſei denn, daß der 
Steuerpflichtige ſeine handelsrechtliche Bewertung 
der ſteuerlichen Bewertung angleicht. In Zukunft 
bietet aber die Bewertungsfreiheit nach dein neuen 
Finanzplan Gelegenheit, ohne Anderung der San- 
delsbilanz beide Bewertungen gleich zu geſtalten, 
indem die ſteuerliche Bewertung der Bewertung in 
der Handelsbilanz angeglichen wird. 


Deutsche Steuer-Zeitung u.Wirtschaftlicher Beobachter 28. Jahrg. / Nr. 19 / 13. Mai 1939 ' S. 457 
— . ——.———— — — 


f Eine etwaige Wertſteigerung (duch 
Steigen der Wiederbeſchaffungskoſten) und ein da⸗ 
mit verbundenes Anwachſen ſtiller Rücklagen ſteht 
der Vornahme von Abſetzungen für 
Abnutzung nicht entgegen. Die Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung müſſen auch dann vor⸗ 
genommen werden, wenn feſtſteht, daß der Teilwert 
a 70 dem in Betracht kommen⸗ 
en Jahr gleichgeblieben ode i i 

(RStBl. 1939 S. 66). eee it 


Zu hohe Wertabſchreibungen 

Ein Steuerpflichtiger hat am 31. De ember 
1938 300 000 RM Forderungen. Davon en 
100 000 AM aus dem Vorjahr und 200 000 RM 
aus 1938. Das Delkredere beträgt in der Handels⸗ 
bilanz 30 000 RM, alſo 10 v. H. Das Finanzamt 
beanſtandet erſtmals in der Veranlagung für 1938 
die Höhe des Delkredere. 5 v. H. ſeien ausreichend. 


Frage: Darf das Finanzamt das Delk 
auf 15000 RM kürzen? d tedere 


Antwort: Das Delkredere iſt eine mittel; 
bare Abſchreibung der Forderungen 5 den ir 
rigeren Teilwert (keine Rückſtellung; Rückſtellungen 
find für ungewiſſe Schulden beſtimmt — 8 131 
AAO). Der Kaufmann kann ſich gegenüber der Be⸗ 
anſtandung des zu hohen Delkredere auf den Grund- 
ſatz des Wertzuſammenhangs nur inſoweit berufen 
als ſich das Delkredere auf alte, d. h. ſchon aus dem 
e übernommene Forderungen bezieht. Hat 
1 Finanzamt ſeinerzeit die Bewertung dieſer 
pflicht Forderungen gebilligt, fo kann der Steuer⸗ 
a ige die in den Forderungen ſteckende ſtille 
\ udlage für die folgenden Jahre bis zum Erlöſchen 
an Forderung beibehalten. Jedoch kann er nicht 
1 angen, daß das zu hohe Delkredere auch auf die 

den folgenden Jahren neu hinzugekommenen 
Forderungen ausgedehnt wird. Für die neu hinzu⸗ 
gekommenen Forderungen iſt das Delkredere unab⸗ 
hängig von dem bisherigen Delkredere neu zu be» 
meſſen (RStBl. 1938 S. 1106). Das Delkredere 


hat im Beiſpiel zu betra 
gen (10 v. H. v 
＋ 5 v. H. von 200 000 =) 20 000 155 b on 100 000 


Unterbewertung von Waren 

Ein Steuerpflichtiger ſetzt ſein Wa 

„ s renl. 
a ein paarmal um. Er pflegt am Schluß 
0 Jahres 10 v. H. vom Anſchaffungswert der 
5 aren abzuſchlagen. Das Finanzamt will für 1938 
en Abſchlag nicht mehr geſtatten. 


Frage: Kann der Steuer flichti i 
a er ( pflichtige mit Er⸗ 
le 4 ab.bie im Warenlager ſteckende 

rtungsweiſe zurückzufü i 
mare a 0 1 ſei und daß nach dem 

al ein Gewin d i 
better m „erfaßt werden dürfe, der im 
der Steuerpflichtige hi i 
Anfangsbewertung der Waren ent 
wird, damit die Gewinnerhöhun 
geglichen wird? 


Antwort: Die Unterbewert 
2 2 1 u 
im Vorjahr war eine ſtille Rücklage. 1 


lagen ſind dazu beſtimmt, mit der Veräußerung des 
unterbewerteten Wirtſchaftsguts gewinnerhöhend 
aufgelöſt zu werden. Dies iſt mit der Veräußerung 
der Waren geſchehen. Es darf nicht durch eine 
neuerliche Unterbewertung des Warenbeſtands eine 
neue ſtille Rücklage gebildet werden. Der Grund- 
ſatz des Wertzuſammenhangs (Fortführung der 
Werte) bezieht ſich nur auf Wirtſchaftsgüter, die 
ſchon am Schluß des Vorjahrs vorhanden geweſen 
ſind. Vorausſetzung für die Anwendung dieſes 
Grundſatzes iſt alſo die Nämlichkeit der zu bewer⸗ 
tenden Wirtſchaftsgüter. Bei Waren, die wie im 
Beiſpiel ein paarmal im Jahr umgeſchlagen wer⸗ 
den, fehlt es an der Nämlichkeit. Daher müſſen die 
im Lauf des Wirtſchaftsjahres neu angeſchafften 
Waren richtig, d. h. ohne Bildung einer neuen 
ſtillen Rücklage bewertet werden. Eine Höherbe⸗ 
wertung des Anfangsbeſtands der Waren iſt nach 
dem Grundſatz des Bilanzenzuſammenhangs nicht 
möglich (Nämlichkeit der Schlußbilanz eines Jahres 
mit der Anfangsbilanz des nächſten Jahres). Hin⸗ 
weis auf die Entſcheidung RStBBl. 1986 S. 849. 
Eine Erhöhung des Wertanſatzes für den Waren⸗ 
beſtand kann notwendig werden, wenn bisher die 
Fertigungsgemeinkoſten bei der Bewertung unbe- 
rückſichtigt geblieben ſind. Der Reichsfinanzhof hat 
ausgeſprochen (RStBl. 1939 S. 321), daß ent⸗ 
gegen der bisherigen Rechtsanſchauung ein Zwang 
zur Berückſichtigung der Fertigungsgemeinkoſten 
bei der Ermittlung der Herſtellungskoſten beſteht. 
Er hat nur für den Übergang zugeſtanden, daß 
die Wertanſätze bis zur Schlußbilanz für 1934 zu⸗ 
rück berichtigt werden dürfen. Die entſprechenden 
Steuern ſind nachzuzahlen. 


Verhinderung der Gewinnverwirk⸗ 
lichung 

Um die Schaffung ſtiller Rücklagen durch Ver⸗ 
hinderung der Gewinnverwirklichung handelt es 
ſich, wenn bei Tauſchgeſchäften der Veräußerungs⸗ 
gewinn nicht ausgewieſen wird, der in dem 
höheren Teilwert des hingegebenen Gegenſtands 
gegenüber dem bisherigen Buchwert liegt, oder 
wenn beim Verkauf weitgehend abgeſchriebener 
Maſchinen der über dem Buchwert liegende Ver⸗ 
kaufspreis als Erlös auf dem Maſchinenkonto 
(Maſchinenkonto gibt Rechnung) verbucht und der 
Überſchuß des Maſchinenkontos fälſchlicherweiſe ein⸗ 
fach als Wert des reſtlichen Maſchinenbeſtands akti⸗ 
viert wird. Richtigerweiſe muß auf dem Maſchinen⸗ 
konto der beim Verkauf über den Buchwert hinaus 
erzielte Erlös als Gewinn ausgewieſen werden. Ein 
weiteres Beiſpiel eines unzuläſſigerweiſe verhin⸗ 
derten Gewinnausweiſes kann vorliegen, wenn bei 
Bauten, die ſich auf mehrere Jahre erſtrecken, eine 
Zwiſchenabrechnung, die eine Ermittlung der bis⸗ 
herigen Gewinne ermöglichen würde, unterlaſſen 
wird (Hinweis auf Reinhardt, „Münchener Grund- 
ſätze für die Betriebsprüfung“, Handbuch der ſteuer⸗ 
lichen Betriebsprüfung, Band 2 S. 20). 


Die Bildung ſtiller Rücklagen durch Anſatz 
nicht oder nicht mehr beſtehender 
Schulden oder durch zu hohen Anſatz von 
Schulden greift auch nach der handelsrechtlichen 
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Auffaſſung in das Gebiet der Bilanzfälſchung über. 
Dieſe Art von ſtillen Rücklagen iſt alſo handels⸗ 
rechtlich wie ſteuerrechtlich in gleicher Weiſe un⸗ 
zuläſſig. 

Zu den Schulden zählen auch die Rückſtellun⸗ 
gen. Rückſtellungen ſind für ungewiſſe Schulden zu 
bilden (§ 131 AktG). In der kaufmänniſchen Übung 
und im betriebswirtſchaftlichen Sprachgebrauch wird 
der Unterſchied z'wiſchen Rückſtel⸗ 
lungen und Rücklagen meiſtens nicht ſtreng 
genug gezogen. Rücklagen ſind Teile des 
Eigenkapitals, Rückſtellungen für un⸗ 
gewiſſe Schulden Teile des Fremdkapitals. 
Eine ſtörende Verwiſchung der Grenzen hat leider 
das Aktiengeſetz gebracht, das im § 131 beſtimmt, 
daß die Rücklagen bereits in der Jahresbilanz 
vor dem Ausweis des Gewinns zu bilden ſind. Vor 
dem Aktiengeſetz war die Bildung von Rücklagen 
ſchon äußerlich ein Vorgang der Gewinnverwen⸗ 
dung. Heute weiſt die Jahresbilanz den bereits um 
die neugebildeten Rücklagen gekürzten Gewinn aus. 
Für die Rückſtellungen iſt dasſelbe vorgeſchrieben. 
Bei den Rückſtellungen iſt dies aber ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, weil ſie kein Teil des Reingewinns, ſondern 
echte, wenn auch ungewiſſe Schulden ſind. Im 
Gegenſatz dazu ſind Rücklagen Abſpaltungen des 
Reingewinns. Wenn die Rücklagen eine ihre Natur 
verbergende Bezeichnung tragen, wie dies oft der 
Fall iſt, ſieht man es dem in der Handelsbilanz aus⸗ 
gewieſenen Gewinn nicht mehr an, ob er den un⸗ 
geteilten Reingewinn oder den um die Abſpaltung 
der Rücklagen gekürzten Gewinn darſtellt. Ließe 
man die Rücklagen als Rückſtellungen gelten, ſo 
hätte man es bei der betreffenden Rücklage mit einer 
ſteuerlich unzuläſſigen ſtillen, weil nicht erkennbaren 
Rücklage zu tun, genau fo wie bei einer vor⸗ 
getäuſchten Schuld. 


5. Gewinnverlagerung durch zu hohe Bewertungen 


Das Gegenſtück zu den ſtillen Rück ⸗ 
lagen bilden die Wertverluſte, die in der Bilanz 
noch nicht berückſichtigt ſind. Derartige zu hohe Be⸗ 
wertungen können ſich ergeben durch Unterlaſſen 
notwendiger Abſchreibungen (3. B. in 
Verluſtjahren), um fie zu einem günſtigeren Zeit⸗ 
punkt (in Gewinnjahren) nachzuholen. Handels- 
rechtlich beſteht kein Zweifel, daß der Kaufmann 
jederzeit zur richtigen Bewertung übergehen, alſo Ab⸗ 
ſchreibungen nachholen kann. Steuerlich wird der 
Nachholung von Abſetzungen für Abnutzung vom 
Reichsfinanzhof eine gewinnmindernde Wirkung ver⸗ 
ſagt, wenn früher Abſetzungen abſichtlich trotz beſſerer 
Einſicht unterlaſſen worden ſind. Es iſt noch nicht zu 
überſehen, ob dieſe Rechtſprechung Beſtand haben 
wird, weil fie nämlich den Grundſatz des Bi- 
lanzenzuſammenhangs durchbricht. Der 
Reichsfinanzhof will nämlich die früher unterlaſſenen 
Abſetzungen im Jahr der Nachholung dadurch ihrer 
gewinnmindernden Wirkung entkleiden, daß er die 
Abſetzungen an den Werten der Anfangsbilanz 
kürzt, ohne die vorhergehenden Schlußbilanzen zu 
berichtigen. Es ſind ſchon gewichtige Stimmen laut 
geworden, die den Grundſatz des Bilanzenzuſammen⸗ 
hangs für ſtärker halten als den Grundſatz, daß Ab⸗ 


ſchreibungen nicht mit ſteuermindernder Wirkung 
nachgeholt werden dürfen. 

Daß unterlaſſene Ruhegehaltsrückſtel⸗ 
lungen nicht nachgeholt werden dürfen, läßt ſich 
ſchon eher hören. Denn bisher iſt ein Zwang, der⸗ 
artige Rückſtellungen überhaupt zu bilden, noch nicht 
allgemein anerkannt worden. 

Erlaubte Überbewertungen können 
bei den zum betrieblichen Anlagevermögen zählenden 
Grundſtücken und Gebäuden, Maſchinen, Werkzeugen. 
Betriebs- und Geſchäftsausſtattungen vorkommen. 
Hier hat der Kaufmann handelsrechtlich nach § 133 
AktG und auch ſteuerlich ein Wahlrecht, wann er 
zum niedrigeren Teilwert übergehen will. Voraus⸗ 
ſetzung iſt nur, daß der Unternehmer laufend die er⸗ 
forderlichen Abnutzungsabſetzungen vornimmt und 
auch früher vorgenommen hat (RStBl. 1938 ©. 1123). 
Der Betriebsprüfer kann alſo nicht verlangen, daß der 
Kaufmann in Verluſtjahren für ein Fabrikgebäude 
den niedrigeren Teilwert anſetzt. Der Kaufmann kann 
ſich dieſe Abſchreibung für Gewinnjahre aufſparen. 
Beim Umlaufvermögen hat der Kaufmann handels— 
rechtlich und ſteuerlich dieſes Wahlrecht nicht. Er 
muß den niedrigeren Teilwert anſetzen. Bei Rechts- 
gütern, wie Patenten, bei Beteiligungen und Wert⸗ 
papieren ſind handelsrechtlich und ſteuerlich die Grund⸗ 
ſätze ordnungsmäßiger Buchführung für den Beit- 
Ten gebotenen niedrigeren Bewertung maß⸗ 
gebend. 


6. Die verdeckten Gewinnausſchüttungen und die ſon⸗ 
ſtigen nicht abzugsfähigen Ausgaben 

Derartige Ausſchüttungen führen zu Gewinn⸗ 
ausfällen. 

Verdeckte Gewinnausſchüttungen und verdeckte 
Entnahmen ſind ihrem Weſen nach ein und dasſelbe, 
nämlich eine Vorwegnahme von Gewinn unter dem 
Deckmantel von Betriebsausgaben oder von Vermö— 
gensumſchichtungen (Handbuch der ſteuerlichen Be⸗ 
triebsprüfung, Band 2 S. 129). Dieſe verdeckten Ge⸗ 
winnausſchüttungen oder Entnahmen können bei 
jedem Unternehmen vorkommen. Jedoch werden 
lediglich die Entnahmen bei körperſchaftſteuerpflich⸗ 
tigen Unternehmen als verdeckte Gewinnausſchüttun⸗ 
gen bezeichnet. Dem Weſen nach ſind aber die ſteuer⸗ 
lich zu beanſtandenden Gewinnminderungen oder 
Gewinnausfälle bei Einzelfirmen, Perſonengeſellſchaf⸗ 
ten und Kapitalgeſellſchaften die gleichen. 

Das Begriffliche der verdeckten Gewinnaus⸗ 
ſchüttungen beſteht darin, daß den Geſellſchaftern in 
einer nicht als Gewinnausſchüttung auftretenden 
Form Vorteile aus dem Unternehmen zugehen, die das 
Unternehmen Dritten, dem Unternehmen fremd gegen- 
überſtehenden Perſonen, nicht einräumen würde. 


In der Hauptſache kommen vier Arten von 
Rechtsvorgängen in Betracht, mit denen ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttungen verbunden zu werden 
pflegen, nämlich Kauf- und Tauſchgeſchäfte mit über⸗ 
höhten Leiſtungen der Geſellſchaft an den Geſellſchaf⸗ 
ter, Darlehnsgeſchäfte, bei denen in Wirklichkeit eine 
Kapitalzuwendung an die Geſellſchafter beabſichtigt 
iſt, ferner Vergütungen für Leiſtungen und ſonſtige 
Entſchädigungen, die einem Fremden nicht in dieſer 
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Höhe gewährt werden würden, und ſchließlich Finanz⸗ 
maßnahmen wie Freiaktien oder Kapitalrückzahlungen 
an Stelle von offenen Gewinnausſchüttungen. Werden 
durch derartige Geſchäfte die Gewinne der Geſellſchaft 
geſchmälert, ſo ſind die betreffenden Beträge außer⸗ 
halb der Bilanz dem Gewinn wieder zuzurechnen. 
Der empfangende Geſellſchafter hat die ihm zugefloſſe⸗ 
nen Vorteile als Einkommen zu verſteuern. 

Außer den verdeckten Gewinnausſchüttungen gibt 
es noch weitere nicht abzugsfähige Aus⸗ 
gabepoſten, die als Gewinnausfälle außerhalb 
der Bilanz dem Gewinn zugeſchlagen werden müſſen. 
Dazu gehören vor allem die Spenden. Bei den 
perſönlich ſteuerpflichtigen Einkommensbeziehern 
handelt es ſich hierbei um „Aufwendungen für die 
Lebensführung, die die wirtſchaftliche oder geſellſchaft⸗ 
liche Stellung des Steuerpflichtigen mit ſich bringt, 
auch wenn ſie zur Förderung des Berufs oder der 
Tätigkeit des Steuerpflichtigen erfolgen“ (8 12 Zif⸗ 
fer 2 ESG). Bei den Körperſchaften verſagt dieſe 
Umſchreibung, weil es bei einer juriſtiſchen Perſon 
keine Aufwendungen für die Lebenshaltung gibt. Für 
die Kapitalgeſellſchaften ſind Spenden die „Ausgaben 
zu gemeinnützigen, mildtätigen, kirchlichen und ähn⸗ 
lichen Zwecken“ (8 12 Ziffer 4 KStG). — Der innere 
Grund für die Nichtabzugsfähigkeit der Spenden 
liegt darin, daß im Fall der Zulaſſung des Abzugs 
das Reich einen Teil der Spende in Höhe des ein⸗ 
tretenden Steuerausfalls tragen würde. Die Steuer⸗ 
da arnis käme dem Spender zugute mit der Folge, 
aß nicht die volle Spende, ſondern nur ein Teil davon 
zu ſeinen Laſten ginge. 
hnlich wie bei den Spenden liegen die Verhält⸗ 


niſſe bei den Strafen. Kriminelle und neuerdings 


Unternehmer 
Von Regierungsrat Dr 


1 Einführung, 

2. Dffene Handelsgeſellſchaften, 
3. Kommanditgeſellſchaften, 

4. Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts, 


1. Einführung 


Die Perſonengeſellſchaften ſtehen rechtlich zwiſchen 
8 Rechtsperſonen und den 12 re 
\ 111 onen geſellſchaften find bürgerlich⸗rechtlich 
5 5 ſelbſtändigen Rechtsſubjekte. Träger 
= ertnogens, der Rechte und Pflichten find die ein- 
Die 0 Geſellſchafter, nicht die Geſellſchaft als ſolche. 
gente be lüſchafter haben aber keine genau ab- 
mög n Eigentumsanteile an den einzelnen Der- 

» sgegenftänden, ſondern fie beſitzen das Ver⸗ 


mögen der Geſellſchaft 


Wegen dieſes ; ; 5 ” 
ſchaftsgüter ſagt meinſchaftlichen Beſitzes der Wirt⸗ 


er find, im bürgerlichen 
gemeinſchaften. 

a Von den Geſamthandsgemeinſchaften iſt die allge» 
meine Gütergemeinſchaft mit ihren Abarten im 


auch Ordnungsſtrafen ſind nicht abzugsfähig. Das⸗ 
ſelbe gilt von Schmiergeldern. 


7. Fortentwicklung des Bilanzſteuerrechts 

Das Bilanzſteuerrecht iſt nichts Fer⸗ 
tiges, die Grundſätze des Bilanziteuer- 
rechts ſind nichts Starres. Auf keinem Gebiet 
iſt es notwendiger, ſich an die Auslegungs-⸗ 
regeln des 81 St An p G zu halten, als auf dem 
Gebiet des Bilanzſteuerrechts. Richt ſchnur iſt die 
nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung 
($ 1 Abſatz 1 StAnpG), die es bedingt, daß vor allem 
dem Grundſatz der Gleichmäßigkeit und Gerechtigkeit 
der Beſteuerung entſprochen wird. Es hat ſeinen 
guten Grund, daß ſich der Geſetzgeber ſowohl auf dem 
Gebiet des Handelsrechts als auch auf dem Gebiet des 
Steuerrechts auf nur ganz wenige Beſtimmungen be⸗ 
ſchränkt hat. Es wäre gar nicht möglich, in einem 
Geſetz, das ja ſofort mit ſeinem Entſtehen ſchon ein 
Geſchehnis der Vergangenheit iſt, alle kommenden 
Entwicklungsmöglichkeiten und Entwicklungsnotwen⸗ 
digkeiten im voraus zu regeln. Auf der Grundlage 
des Geſetzes hat ſich erſt das Recht zu entwickeln. 
Die ſich dabei herausſchälenden Rechtsgrund⸗ 
ſätze können auch nicht mehr geben als die große 
Linie. Sie bilden ſozuſagen das Grobzeug, das bei 
der Bearbeitung des einzelnen Falls durch ein auf 
den vorliegenden Tatbeſtand abgeſtimmtes feineres 
Handwerkszeug ausgewechſelt werden muß. In die 
Hand des Finanzbeamten iſt dabei eine große Verant⸗ 
wortung gelegt. Er hat die Möglichkeit zu ſchöpfe⸗ 
riſcher Arbeit, weil er mitarbeiten kann und ſoll an 
der geſunden Fortentwicklung des Deutſchen Steuer⸗ 
rechts. 


gemeinschaften und Mitunternehmerschaft 
Dr. Lenski, Lehrer an der Reichsfinanzschule IImenau 


Inhalt: 


5. Reedereien und Erbengemeinſchaften, 
6. Beginn und Ende von Perſonengeſellſchaften, 
7. Begriff der Mitunternehmerſchaft. 


Steuerrecht wegen der Zuſammenveranlagung der 
Ehegatten ohne praktiſche Bedeutung. Erbengemein⸗ 
ſchaften betreiben nur ſelten und dann regelmäßig nur 
vorübergehend ein gewerbliches Unternehmen. Sie 
kommen deshalb auf dem Gebiet der gewerblichen Ein⸗ 
künfte verhältnismäßig wenig vor. Die übrigen vier 
Geſamthandsgemeinſchaften ſind zum Teil grundſätz⸗ 
lich, zum Teil ſehr oft Gewerbetreibende. Es handelt 
ſich bei dieſen Geſamthandsgemeinſchaften um die 
Offene Handelsgeſellſchaft, die Kommanditgeſellſchaft, 
die Partenreederei und die Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts. Man bezeichnet dieſe vier Gejamt- 
handsgemeinſchaften im Steuerrecht als 
Perſonengeſellſchaften oder als Unter 
nehmergemeinſchaften. 

Offene Handelsgeſellſchaften und 
Kommanditgeſellſchaften ſind grundſätzlich 
Vollkaufleute und erzielen deshalb gewerbliche 
Einkünfte. Reedereien (Partenreedereien) ent⸗ 
falten ihrer Natur nach ebenfalls regelmäßig eine ge⸗ 
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werbliche Tätigkeit. Bei Geſellſchaften des 
bürgerlichen Rechts iſt dagegen im Einzelfall 
zu unterſuchen, ob ſie einen Gewerbebetrieb unterhal⸗ 
ten oder nicht. Nur wenn ſie gewerblich tätig werden, 
find bürgerlich⸗rechtliche Geſellſchaften Unternehmer⸗ 
gemeinſchaften im Sinn des § 15 EStG. 

Die Perſonengeſellſchaften werden im 
Einkommenſteuerrecht entſprechend den Beſtimmungen 
des bürgerlichen Rechts nicht als ſelbſtändige 
Rechtsperſonen behandelt, ſondern man ſieht die 
Geſellſchafter als gemeinſchaftliche Träger und 
Beſitzer des Unternehmens, als Mitunterneh⸗ 
mer an. Bei den Perſonengeſellſchaften ſind deshalb 
die beteiligten Geſellſchafter und nicht die Geſellſchaft 
Steuerſubjekt. Die Geſellſchaften müſſen infolgedeſſen 
den Gewinn der Geſellſchaft unmittelbar als Gewerbe- 
treibende nach dem Einkommenſteuergeſetz verſteuern. 
Aus dieſer rechtlichen Behandlung ergeben ſich viele 
Zweifelsfragen beſonders für die Gewinnverteilung 
bei Perſonengeſellſchaften und beim Eintritt und Aus⸗ 
ſcheiden von Geſellſchaftern. 


2. Offene Handelsgeſellſchaften 

Eine Offene Handelsgeſellſchaft 
(DSB) iſt § 105 Abſatz 1 des Handelsgeſetzbuchs ge- 
mäß eine Geſellſchaft, deren Zweck auf den Betrieb 
eines Handelsgewerbes gerichtet iſt und bei 
der bei keinem der Geſellſchafter die Haf⸗ 
tung gegenüber den Geſellſchaftsgläubigern be- 
ſchränkt iſt. Die unbeſchränkte Haftung 
der Geſellſchafter iſt nur im Außenverhältnis, 
alſo gegenüber den Gläubigern der Geſellſchaft, un- 
abänderlich. Im Innenverhältnis, alſo im 
Verhältnis der Geſellſchafter zueinander, kann die 
Haftung der einzelnen Geſellſchafter beſchränkt 
fein. Es können z. B. Geſellſchafter einer OHG einem 
Mitgeſellſchafter gewährleiſten, daß er für etwaige 
Verluſte aus beſtimmten Geſchäftsvorfällen im Innen⸗ 
verhältnis keine Haftung tragen ſoll. Treten Verluſte 
aus dieſen Geſchäftsvorfällen ein, dann haftet zwar der 
Mitgeſellſchafter den Vertragsgegnern der OHG für 
ihre Forderungen aus dieſen Geſchäftsvorgängen. Er 
kann aber von den anderen Geſellſchaftern vollen Er- 
ſatz feiner etwaigen Aufwendungen auf Grund der- 
jenigen Geſchäftsvorfälle beanſpruchen, für die er im 
Innenverhältnis nicht haften ſollte. Auf jeden Fall 
kann er auf Grund der Haftungsverein⸗ 
barung verlangen, daß Verluſte aus den beſtimmten 
Geſchäftsvorgängen feinen Gewinnanteil nicht min- 
dern, ſondern daß dieſe Verluſte allein von den ande⸗ 
ren Geſellſchaftern getragen werden. 

Jede OSG iſt verpflichtet, ſich ins Handels- 
regiſter eintragen zu laſſen. Die Eintragung 
ins Handelsregiſter iſt für das Entſtehen 
der OHG aber nicht von Bedeutung. 

Eine OHG liegt nach Handelsrecht nur vor, 
wenn die Geſellſchaft ein Handelsgewerbe be- 
treibt. Es muß ſich dabei um ein vollfaufmän- 
niſches Unternehmen handeln. Betreibt eine 
Geſellſchaft nur ein minderkaufmänniſches 
Unternehmen oder beſchäftigt ſie ſich ausſchließlich mit 
Landwirtſchaft oder mit der Verwaltung 
von Vermögen, ſo iſt die Geſellſchaft nach han⸗ 
delsrechtlichen Grundſätzen keine OHG. Auch im 


Steuerrecht wird eine ſolche Geſellſchaft nicht als OHG, 
behandelt. Iſt eine Geſellſchaft dieſer Art trotzdem als 
OG ins Handelsregiſter eingetragen worden, fo iſt 
dieſe unzuläſſige Eintragung ſteuerrechtlich ohne Be⸗ 
deutung. 

Eine Geſellſchaft, die einen minderkauf⸗ 
männiſchen Gewerbebetrieb unterhält, iſt 
aber als Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts als 
Unternehmergemeinſchaft im Sinn des 
§ 15 EStG zu behandeln. Für ſolche Geſellſchaften des 
bürgerlichen Rechts ſind die ſteuerlichen Rechtsfragen 
in gleicher Weiſe zu entſcheiden wie für OHG. Im 
Steuerrecht beſteht deshalb zwiſchen OHG mit vollkauf⸗ 
männiſchen Unternehmen und ſolchen mit minderkauf⸗ 
männiſchen Unternehmen praktiſch kein Unterſchied. 
Für Geſellſchaften, die überhaupt keinen Gewer⸗ 
bebetrieb unterhalten, iſt aber der Umſtand, daß 
fie deswegen nicht als OHG angeſehen werden können, 
von erheblicher Bedeutung. 

Offene Handelsgeſellſchaften kön⸗ 
nen grundſätzlich nur gewerbliche Einkünfte haben. 
Betreibt eine OHG neben ihrem Handelsge⸗ 
werbe eine Landwirtſchaft oder befaßt ſie 
ſich nebenbei mit der Vermietung von 
Grundbeſitz oder der Verwaltung von Kapital⸗ 
vermögen, ſo gehören auch die Einkünfte daraus 
zu den gewerblichen Einkünften. Dieſer 
Grundſatz wirkt ſich beſonders bei der Gewerbeſteuer 
aus. Der RöicH hat den erwähnten Grundſatz im 
Urteil vom 7. Februar 1934 VIA 933/32, RStBl. 
1934 S. 566 in folgender Weiſe wiedergegeben: 

Offene Handelsgeſellſchaften und 
Kommanditgeſellſchaften können „ein⸗ 
kommenſteuerrechtlich nur gewerbliches Ein⸗ 
kommen (jetzt: Einkünfte) haben, und ihr Be⸗ 
triebs gewinn iſt grundſätzlich ... durch Ver⸗ 
gleich ihres Betriebsvermögens am Ende des 
Steuerabſchnitts mit dem Stande vom Schluß des 
vorhergehenden Steuerabſchnitts zu ermitteln. Ihr 
geſamtes Vermögen iſt Betriebsver⸗ 
mögen“. 

Hat eine Geſellſchaft keinen Gewerbe— 
betrieb, ſondern betreibt fie nur eine Land» 
wirtſchaft, fo iſt fie, wie oben ausgeführt, nicht 
als O H G zu behandeln, auch wenn fie als OHG ins 
Handelsregiſter eingetragen iſt. Die (unzuläſſige) 
Eintragung ins Handelsregiſter iſt unbeachtlich. Eine 
ſolche Geſellſchaft iſt auch handelsrechtlich keine OHG, 
weil es an einer weſentlichen Voraus- 
ſetzung, dem Betrieb eines Handelsge⸗ 
werbes, fehlt. Fälle dieſer Art ſind verhältnis⸗ 
mäßig ſelten und werden hauptſächlich dann vorkom⸗ 
men, wenn die Frage zweifelhaft ſein kann, ob Ge⸗ 
werbebetrieb oder Landwirtſchaft vor⸗ 
liegt. Das könnte z. B. bei Saatzuchtbetrieben mög⸗ 
lich ſein, bei denen nicht nur eigene, ſondern auch hin⸗ 
zugekaufte fremde Erzeugniſſe veräußert werden. 

Die Einkünfte einer Geſellſchaft mit aus 
ſchließlich landwirtſchaftlichem Be— 
trieb find nicht gewerbliche, ſondern landwirt- 
ſchaftliche Einkünfte. Hinweis auf die 
RFH-Urteile vom 15. Februar 1983 VIA 230/32, 
RStBl. 1933 S. 778 und vom 31. Oktober 1934 
VIA 601/34, RStBl. 1935 S. 773. 
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Dieſe Rechtsauffaſſung wirkt ſich dahin aus, daß 
die Einkünfte in ſolchen Fällen nicht der Ge⸗ 
werbeſteuer unterliegen, und daß die Geſell⸗ 
ſchafter für ihren Gewinnanteil aus der Beteili⸗ 
gung an der Geſellſchaft die Vergünſtigungen 
des 8 13 Abſatz 3 EStG in Anſpruch nehmen 
können. 

Nach den gleichen Grundſätzen ift eine Geſell⸗ 
ſchaft, die ſich nur mit der Verwaltung von 
Ve rm ögen befaßt, nicht als OG anzuſehen. Ihre 
Einkünfte ſind nicht gewerbliche Einkünfte. Der 
NFH. hat hierzu im Urteil vom 8. Auguſt 1934 VIA 
2024/32, RStBl. 1935 S. 920 ausgeführt: 

„Der Senat hat in der Entſcheidung vom 7. Fe⸗ 
bruar 1934 (RStBl. 1934 S. 566) den Rechtsſatz 
aufgeſtellt: OHG und KomG können nur gewerb— 
liches Einkommen haben. Dieſer Satz darf nicht ſo 
verſtanden werden, als ob in dieſem Zuſammen— 
hang jedes ſich als Oö bezeichnende Gebilde, das 
als ſolche im Handelsregiſter eingetragen iſt, auch 
ſteuerrechtlich als OHG anerkannt werden müßte. Ob 
im Einzelfall eine O5G oder eine Kom vorliegt, iſt 
nicht nur nach der Eintragung im Handelsregiſter zu 
beurteilen. Ebenſo wie auch die Frage, ob eine Per⸗ 
ſon als Mitunternehmer einer DSG oder Kom 
anzuſehen iſt, einkommenſteuerrechtlich nicht nach 
dem Inhalt des Handelsregiſters, ſondern nach der 
tatſächlichen Geſtaltung der Verhältniſſe im Einzel⸗ 
fall zu entſcheiden iſt, ſo muß auch die Tätigkeit 
Mer Perſonenvereinigung, an der mehrere als 
Mitunternehmer beteiligt ſind, tatſächlich eine ge⸗ 
werbliche ſein, wenn ſie als OHG oder Kom be⸗ 
handelt werden ſoll. Wenn zum Beiſpiel Ehemann 
und Ehefrau zur Verwaltung ihres Vermögens 
eine OHG gründen und zu Unrecht die Eintragung 
dieſer OHG ins Handelsregiſter herbeiführen, jo 
5 9 16 1 Eintragung ins Handels- 

nkommenſteuerr i i E 
BR echtlich nicht als ſolche an 

3. Kommanditgeſellſchaften 


Eine Kommanditgeſellſcha t (Kom 
iſt $ 161 SGB gemäß eine Geſellſchaft, eren hr 
auf den Betrieb eines Handelsgewerbes 
unter gemeinſchaftlicher Firma gerichtet iſt 
10 bei der die Haftung gegenüber den Geſell⸗ 
der Caläubigern bei einem oder bei einigen 
er Geſellſchafter auf den Betrag einer beſtimmten 
5 ermögenseinlage beſchränkt iſt (Komman⸗ 
i itiſten), während die anderen Geſellſchafter 
a Außenverhältnis unbeſchränkt haften 
W haftende Geſellſchafter oder Komple⸗ 
ge Der weſentliche Unterſchied 
(daft ne der offenen Handelsgeſell⸗ 
fen 8 darin, daß bei der OH Galle Ge- 
ct AR er gegenüber den Geſellſchaftsgläubi⸗ 
mae eſchräntt haften, bei der Kom- 
ſchafter die 1 55 IIſchaft dagegen einige Geſell— 
Efnfage „ mm anditiſten, nur mit ihrer 
An age zu haften brauchen. Die Rechtsverhält⸗ 
niſſe bei Kommanditgeſellſchaſten ſtimmen ſonſt im 
weſentlichen mit den Rechtsverhältniſſen bei offenen 
ö überein, 
ie ſteuerliche Behandlung bei Kom⸗ 
manditgeſellſchaften iſt die ee wie 
die ſteuerliche Behandlung der o ffenen Han⸗ 


delsgeſellſchaften. Insbeſondere gilt auch der 
Grundſatz, daß alle Einkünfte einer Kom⸗ 
manditgeſellſchaft gewerbliche Ein⸗ 
künfte ſind, wenn ſie tatſächlich ein Handels⸗ 
gewerbe betreibt. 


4. Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts 

Eine bürgerlich⸗rechtliche Geſellſchaft iſt 8 705 
BGB gemäß eine vertragsmäßige Vereinigung 
mehrerer Perſonen zur Erreichung eines ge- 
meinſamen Zwecks in der durch den Vertrag be⸗ 
ſtimmten Weiſe. Unter dieſe Begriffsbeſtimmung 
fallen an ſich ſämtliche Geſellſchaften. Um die bür⸗ 
gerlich-rechtlichen Geſellſchaften von den anderen Ge⸗ 
ſellſchaftsformen abzugrenzen, müſſen diejenigen Ge⸗ 
ſellſchaften hervorgehoben werden, die nicht zu den 
Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts gehören. Als 
bürgerlich rechtliche Geſellſchaften 
ſind grundſätzlich ſolche Geſellſchaften nicht anzu⸗ 
ſehen, deren Rechtsverhältniſſe in der Hauptſache 
nicht 88 705f. BGB gemäß, ſondern nach an⸗ 
deren Rechtsvorſchriften zu beurteilen ſind. 
Zuerſt find ſelbſtverſtändlich alle Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften und ſonſtigen Rechtsperſonen 
auszuſcheiden, weil als bürgerlich- rechtliche Geſell⸗ 
ſchaften nur nichtrechtsfähige Perſonenver⸗ 
einigungen in Betracht kommen. Weiter ſind von den 
Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts die anderen 
Geſamthandsgemeinſchaften zu trennen, 
weil für die Geſamthandsgemeinſchaften beſondere 
Nechtsvorſchriften beſtehen. Nur die Geſellſchaften, die 
dann noch übrig bleiben, alſo die Geſellſchaften, für 
die Sondervorſchriften außerhalb der 88 705f. BGB 
nicht getroffen ſind, ſind als Geſellſchaften des bürger- 
lichen Rechts zu behandeln. Dazu gehören die vielen 
Gelegenheitsgeſellſchaften, z. B. Kon⸗ 
ſortien, aber auch viele andere Geſellſchaften, für 
die man keine Sonderformen gewählt hat, wie In ⸗ 
tereſſengemeinſchaften oder die meiſten 
Kartelle. 

Sehr viele Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts 
unterhalten keinen gewerblichen Betrieb, 
ſondern üben nichtwirtſchaftliche Tätigkeiten 
oder wirtſchaftliche Tätigkeiten nidtge- 
werblicher Art aus, z. B. die Vermietung von 
Grundbeſitz. Auch Gemeinſchaften von Angehörigen 
freier Berufe zur gemeinſamen Ausübung der Be⸗ 
rufstätigkeit, z. B. Arztegemeinſchaften oder 
Anwaltsgemeinchaften, haben keinen Ge⸗ 
werbebetrieb. Solche Geſellſchaften ſind deshalb keine 
Unternehmergemeinſchaften im Sinn des 
§ 15 Ziffer 2 EStG, denn als Unternehmergemein⸗ 
ſchaften ſind nur ſolche Geſellſchaften des bürgerlichen 
Rechts anzuſehen, die eine gewerbliche Tätigkeit ent⸗ 
folk Bete eine bürgerlich⸗rechtliche Geſellſchaft ein 
Gewerbe, ſo iſt ihre geſamte Tätigkeit eine einheit⸗ 
liche gewerbliche Tätigkeit. Die Gewinn⸗ 
anteile ihrer Geſellſchafter ſind deshalb in vollem 
Umfang Einkünfte aus Gewerbebetrieb, 
auch wenn ſie zum Teil aus landwirtſchaft⸗ 
licher oder ſonſtiger nichtgewerblicher Tä⸗ 
tigkeit herrühren. 

In einem Fall hatten mehrere Perſonen gemein- 
ſchaftlich eine Mahl⸗ und Schneidemüllerei, einen 
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Handel mit Getreide, Futter und Düngemitteln und 
eine kleine Landwirtſchaft betrieben. Die Einkünfte 
aus der Landwirtſchaft waren zu den gewerblichen 
Einkünften gerechnet worden. Der Rich hat dieſe 
Maßnahme im Vorbeſcheid vom 25. Auguſt 1937 
VIA 449/87, RStBl. 1937 S. 1129, wie folgt, ge- 
billigt: 

„Nach ... gilt als Gewerbebetrieb im vollen 
Umfang die Tätigkeit der bürgerlich rechtlichen Ge⸗ 
ſellſchaft, vorausgeſetzt, daß dieſe überhaupt einen 
Gewerbebetrieb ausübt. Betreibt die bürgerlich⸗ 
rechtliche Geſellſchaft ein Gewerbe, ſo entfaltet ſie 
nur eine einzige einheitliche gewerbliche Tätigkeit, 
ſo daß neben dieſer Gewerbetätigkeit eine andere 
nichtgewerbliche Tätigkeit nicht in Frage kommt. 

Die bürgerlich-rechtliche Geſellſchaft kann dieſe 
Folge dadurch vermeiden, daß die Geſellſchafter ſich 
nicht zu einer, ſondern zu mehreren getrennten bür- 
gerlich-rechtlichen Geſellſchaften, die verſchiedene 
Zwecke verfolgen, zuſammenſchließen. Dann müſſen 
dieſe Geſellſchaften nach den von ihnen verfolgten 
Zwecken beſonders behandelt werden. 

Hier iſt nur eine bürgerlich-rechtliche Geſell⸗ 
ſchaft vorhanden. Die Landwirtſchaft wird in 
engſter Verbindung mit dem Gewerbe betrieben. 
Die Bücher werden einheitlich für beide geführt. 
Bei dieſer Sachlage muß die Tätigkeit der Be⸗ 
ſchwerdeführerin im vollen Umfang als gewerblich 
bezeichnet werden.“ 

Im Urteil vom 24. November 1937 VI A 449/37, 
RStBl. 1938 S. 107, hat der RZH dieſe Darlegungen 
dahin ergänzt: 

„Der Senat verbleibt bei dem Vorbeſcheid. In 
der mündlichen Verhandlung haben die Beichmerde- 
führer geltend gemacht, es handle ſich um zwei bür⸗ 
gerlich-rechtliche Geſellſchaften. Gegenüber den tat- 
ſächlichen Feſtſtellungen des JG. . . iſt eine Trennung 
der Gewinnermittlung für Gewerbe und Landwirt⸗ 
ſchaft aber weder buchmäßig noch in anderer Weiſe 
durchgeführt worden. Deshalb iſt nur eine bürger⸗ 
lich rechtliche Geſellſchaft anzunehmen. Die Be⸗ 
hauptung der Beſchwerdeführer, daß die landwirt— 
ſchaftlichen Grundſtücke zum Teil den Ehefrauen ge- 
hören, iſt hier nicht von Bedeutung, da es nicht dar- 
auf ankommt, wem das Eigentum zuſteht, ſondern 
für weſſen Rechnung der Betrieb geführt wird. 

Im übrigen werden häufig, wenn Landwirt⸗ 
ſchaft und Gewerbe wirtſchaftlich keine Berührungs⸗ 
punkte miteinander haben, zwei getrennte Geſell⸗ 
ſchaften des bürgerlichen Rechts anzunehmen ſein, 
3. B. in dem Fall, daß Brüder die vom Vater er⸗ 
erbte Landwirtſchaft als Geſellſchaft des bürgerlichen 
Rechts und daneben gemeinſchaftlich eine Schrei- 
nerei betreiben, deren wirtſchaftliche Ergebniſſe ſich 
ohne weiteres getrennt von der Landwirtſchaft er⸗ 
mitteln laſſen.“ 

Von den Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts 
ſind für das Wirtſchaftsleben hauptſächlich die Kar⸗ 
telle und Syndikate, Xntereffengemein- 
ſchaften und Konſortien von Bedeutung. Die 
Rechtsnatur von Kartellen und Syndikaten 
iſt umſtritten. Soweit es ſich bei Kartellen oder Syn⸗ 
dikaten nicht um Rechtsperſonen handelt, werden ſie 
von vielen Schriftſtellern als nichtrechtsfähige Ver⸗ 
eine angeſehen. Die überwiegende Anſicht ſieht in 


Kartellen und Syndikaten, die nicht als 
Rechtsperſonen gegründet worden ſind, m. E. 
mit Recht Geſellſchaften des bürger- 
lichen Rechts. Kartelle und Syndikate entfallen 
in vielen Fällen eine gewerbliche Tätigkeit. 
Sie find dann, ſoweit fie nicht rechtsfähig find, 
Unternehmergemeinſchaften im Sinn des 
§ 15 Ziffer 2 EStG. Beſchränken ſich Kartelle aber 
auf die Regelung des Abſatzes der ange⸗ 
ſchloſſenen Unternehmungen oder auf ähnliche Maß⸗ 
nahmen, ohne ſich ſelbſt unmittelbar am Wirt 
ſchaftsleben zu beteiligen, jo find fie man- 
gels eines gewerblichen Betriebs keine 
Unternehmergemeinſchaften. Was im 
Einzelfall vorliegt, kann nur nach den jeweiligen Um⸗ 
ſtänden geprüft werden. 

Intereſſengemeinſchaften find regel- 
mäßig feine Unternehmergemeinſchaften. 
Unter Intereſſengemeinſchaften verſteht man Zu- 
ſammenſchlüſſe von Unternehmern zur Er— 
reichung gemeinſamer wirtſchaftlicher Zwecke. 
In den meiſten Fällen haben fie ſich zur Aufgabe ge- 
ſetzt, die von den einzelnen Unternehmern erzielten 
Gewinne zuſammenzufaſſen und unter die Be⸗ 
teiligten nach vertraglich feſtgelegten Geſichtspunkten 
aufzuteilen. Im Regelfall bleiben die beteiligten 
Unternehmungen wirtſchaftlich völlig ſelbſtändig, und 
die Gemeinſchaft als ſolche wird nicht ſelbſt 
gewerblich tätig. Trotzdem wird als Gewinn der 
angeſchloſſenen Unternehmungen nicht der von ihnen 
urſprünglich erzielte Gewinn, ſondern der von der 
Intereſſengemeinſchaft zugewieſene Gewinnanteil an- 
geſehen. Hinweis auf das NFH-Urteil vom 9. Mai 
1934 VI A 833/33, RStBl. 1934 S. 658. 

Konſortien ſind Zuſammenſchlüſſe mit nur 
vorübergehender Zweckbeſtimmung. 
Bei ihnen iſt jeweils zu prüfen, ob für den vorüber⸗ 
gehenden Zweck eine gemeinſchaftliche gewerbliche 
Tätigkeit entfaltet wird und ob die Konſortien des⸗ 
halb Unternehmergemeinſchaften ſind oder ob das nicht 
der Fall iſt. Kursrgulierungskonſortien 
find im allgemeinen keine Unternehmer- 
gemeinſchaften. Sie entfalten zwar eine ge⸗ 
meinſchaftliche Tätigkeit, nämlich den An⸗ 
kauf und ſpäteren Verkauf von Wertpapieren auf ge⸗ 
meinſchaftliche Rechnung, um die Kurſe dieſer Wert- 
papiere zu beeinfluſſen. Ihre Tätigkeit kann aber 
regelmäßig nicht als gewerbliche Tätig⸗ 
keit angeſehen werden, weil im allgemeinen die 
A bſicht der Gewinnerzielung fehlen 
wird und das Konſortium als ſolches nicht nach 
außen erkennbar hervortritt. Hinweis auf das 
RF H⸗Urteil vom 15. November 1933 VI A 547/32 
RED. 1934 S. 326. 


Im kaufmänniſchen Leben werden öfters Meta⸗ 
verbindungen eingegangen. Eine Meta- 
verbindung (a meta — zur Hälfte) iſt ein 
Rechtsverhältnis, nach dem jeder der vertragſchließen⸗ 
den Geſchäfte im eigenen Namen, aber auf ge⸗ 
meinſchaftliche Rechnung abſchließt und 
jeder zu einem beſtimmten Hundertſatz am Gewinn 
oder Verluſt aus dieſem Geſchäft beteiligt iſt. Zwei 
Firmen ſchließen z. B. einen Vertrag über gemein- 
ſamen Einkauf und Verkauf von Rohtabak in der Ab⸗ 
ſicht, die Geſchäfte als Metageſchäfte vorzunehmen. 
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Sie werden ſich dann zunächſt über die allgemeinen 
Bedingungen einigen, unter denen ſie die Meta⸗ 
geſchäfte abſchließen wollen. Von Fall zu Fall werden 
ſich dann die Firmen gegenſeitig die Beteiligung an 
dem einen oder anderen beſtimmten Geſchäft anbieten 
und die näheren Bedingungen dafür unterbreiten. Für 
die Firmen beſteht grundſätzlich keine Verp flich⸗ 
tung, das Angebot der anderen Firma anzunehmen, 
ſondern es iſt ihnen freigeſtellt, ob ſie ſich an den ein⸗ 
zelnen Geſchäften entſprechend den Angeboten beteili⸗ 
gen wollen oder nicht. Entſchließt ſich eine Firma im 
Einzel fa Ul, ſich an einem beſtimmten Geſchäft der 
anderen Firma zu beteiligen, ſo wird das Geſchäft auf 
gemeinſame Rechnung abgeſchloſſen. Das Ge⸗ 
ſchäft wird aber nach außen hin für die Firmen ni cht 
de meinſchaftlich vorgenommen, ſondern die 
eine Firma tritt allein als Vertragſchließende auf, 
während die andere Firma nur am Gewinn oder Verluſt 
aus dem Geſchäft (im Innenverhältnis) beteiligt iſt. 
Nur wenn Geſchäfte unter dieſen Vorausſetzun⸗ 
gen bewirkt werden, liegen Meta geſchäfte vor 
Eine Metaverbindung ift deshalb mangels 
einer gemeinſamen gewerblichen Tätigkeit keine 
05 wer 9 05 rege 5 inſchaft. Hinweis auf 
Urteil vom 23. Juli 
en Juli 1930 VI A 2120/89, 
Für Metaverbindungen iſt keine einheit- 
lich e Gewinnfeſtſtellun 9 e 
15 keine Unternehmergemeinſchaften ſind. Der Gewinn 
1 ent 5 de iſt deshalb un⸗ 
m r bei der Veranlagun ili 
Firmen feſtzuſtellen und zu e En 
6 am gleicher Weiſe iſt bei allen denjenigen Gejell- 
aften des bürgerlichen Rechts zu verfahren, die 
Wenge eines gemeinſamen Gewerbebetriebs keine 
8 16 anebmergemeinihaften im Sinn des 
5 5 Ziffer 2 EStG find. Die Gewinne oder 
\ erlufte aus der Beteiligung an ſolchen Gejell- 
ſchaften ſind ebenfalls nur bei den Veranlagungen 
der einzelnen Beteiligten zu ermitteln und zu berück⸗ 
Een; joweit fie überhaupt unter eine Einkunftsart 
8 len. Bei den ü b rigen bürgerlich rechtlichen 
eſellſchaften iſt, wie auch bei den anderen 
Fenster khan eine einheit- 
deren © ewinnf e it ſt e ig ung vorzunehmen, 
ae Ergebniſſe unverändert für die Ein zelver⸗ 
find agungen der Geſellſchafter zu übernehmen 


5. Reedereien und Erbengemeinſchaften 


de 1 einer Reederei (Partenreederei) wird 
in ne mehrerer Perſonen verftanden, die 
des Sch eteiligten Perſonen gemeinſchaftlich gehören- 
en zum Erwerb durch die Seefahrt für 
Die Mit 1 55 Rechnung verwendet ($ 489 HGB). 
3 wir ſchaft an einer Reederei ift an das Eigen⸗ 
50 een Apart oder an mehreren Schiffs⸗ 
dane Mitre 5 Wer eine Schiffspart erwirbt, wird 
oder das Eigentum 988 A Ze 159 8 
» b n auf andere Weiſe verliert, 
1 He die Mitgliedſchaft an m der. 
Füidgerlickhen #6 iche Natur der Reedereien iſt im 
Reeder . 1. 10 Überwiegend wird die 
a efamthbandsgemein- 

ſchaft angeſehen. Dieſe Anſi N 
vom Reichsgericht vertreten. I 


Für die Einkommenſteuer ſind die Reedereien 
entſprechend dieſer Rechtsauffaſſung nach dem R§H⸗ 
Urteil vom 5. November 1930 VI A 1772/30, RStBl. 
1931 S. 193 grundſätzlich als Unternehmer ; 
gemeinſchaften im Sinn des § 15 Ziffer 2 
ESG und die Mitreeder (Partenreeder) 
als Mitunternehmer anzuſehen. 

Erbengemeinſchaften treten als Ge⸗ 
werbetreibende regelmäßig nur für vorüber⸗ 
gehende Zeit auf. In den meiſten Fällen wird an 
eine Gemeinſchaft von Erben kein Gewerbebetrieb ver⸗ 
erbt oder der Betrieb wird im allgemeinen nach dem 
Tod des Erblaſſers von den Miterben eingeſtellt. 
Manchmal wird ein Betrieb auch von Miterben noch 
für eine gewiſſe Zeit auf gemeinſchaftliche 
Rechnung weitergeführt, um das Unternehmen 
beſſer verwerten zu können. Dann wäre die Erben⸗ 
gemeinschaft inſoweit als Unternehmer ⸗ 
gemeinſchaft anzuſehen und der laufende Gewinn 
durch einheitliche Gewinnfeſtſtellung feſtzuſtellen. Hier⸗ 
hin ſind aber nicht die Fälle zu rechnen, in denen ein 
Miterbe den ererbten Betrieb mit (ſtillſchweigen⸗ 
dem) Einverſtändnis der anderen Miterben auf 
eigene Rechnung fortführt. Dieſer eine Mit⸗ 
erbe übernimmt dann regelmäßig bei der Erbteilung 
den Betrieb endgültig und zahlt die anderen Erben 
aus. In einem ſolchen Fall wäre der Gewinn nur dem 
einen Miterben zuzurechnen, weil er nur ihm zu⸗ 
gefloſſen iſt. 

Es kommt auch vor, daß eine Erbengemein⸗ 
ſchaft den ererbten Betrieb nicht nur vorübergehend 
fortführt, ſondern ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
übereinkommt, das Unternehmen für längere 
Zeit auf gemeinſchaftliche Rechnung 
zu betreiben. Dann bilden die Miter ben inſoweit, 
je nachdem, ob es ſich um ein vollkaufmänniſches oder 
ein minderkaufmänniſches Unternehmen handelt, eine 
offene Handelsgeſellſchaft oder eine gewerbetreibende 
Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts. Zum Be⸗ 
triebsvermögen der Unternehmergemeinſchaft 
wird man in ſolchen Fällen nur die Wirtſchaftsgüter 
aus der Erbmaſſe rechnen dürfen, die nach dem 
Willen der Miterben dem gewerblichen Be⸗ 
trieb dienen ſollten. Wenn z. B. mehrere Erben einen 
Gewerbebetrieb und ein Mietwohn grund- 
ſtück erben und übereinkommen, den Betrieb auf ge 
meinſchaftliche Rechnung fortzuführen und auch das 
Mietwohngrundſtück gemeinſchaftlich zu ver⸗ 
walten, ſo wird regelmäßig davon auszugehen ſein, 
daß die Miterben hinſichtlich des Mietwohngrundſtücks 
eine beſondere Gemeinſchaft bilden, die 
von derjenigen Geſellſchaft ſtreng zu ſcheiden 
iſt, die den ererbten Gewerbebetrieb fortführt. Sollten 
die Erben allerdings die Einnahmen aus dem Miet⸗ 
wohngrundſtück in der Buchführung für den Gewerbe⸗ 
betrieb ausweiſen, ſo wäre anzunehmen, daß die 
Erben das Grundſtück als Teil des Betriebsvermögens 
der von ihnen hinſichtlich des Gewerbebetriebs gebil⸗ 
deten Perſonengeſellſchaft behandeln wollten. 

Nicht weſentlich anders liegen die Fälle, in denen 
Miterben den ererbten Betrieb nicht aus eigenem 
Entſchluß fortführen, ſondern durch eine Anord⸗ 
nung des Erblaſſers für längere Zeit zu einer 
Weiterführung des Unternehmens gezwungen find. 
Man wird dann im allgemeinen nicht ſagen können, 
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daß die Erben binfichtlih des Betriebs ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend eine Oc gebildet hätten, weil ſich 
infolge der Anordnung des Erblaſſers ein Übereinfom- 
men der Erben über die Fortführung des Betriebs er⸗ 
übrigte. Die Erbengemeinſchaft iſt trotzdem, 
um die Gleichmäßigkeit zu wahren, wie eine O G 
zu behandeln. Der RFH hat zu dieſer Frage im Urteil 
vom 20. Juli 1938 VI A 438/38, RStBl. 1938 S. 940 
ausgeführt: 

„Unſtreitig führen die Erben als Mitunterneh⸗ 
mer den Gewerbebetrieb des Erblaſſers fort. Ob ſie 
zu dieſem Zweck eine OH errichtet haben, iſt ſteuer⸗ 
lich unerheblich. Denn für die ſteuerliche Beurtei⸗ 
lung kommt es nicht ſowohl auf die bürgerliche 
Rechtsform wie auf den wirtſchaftlichen Tatbeſtand 
an, und wirtſchaftlich im weſentlichen gleichliegende 
Verhältniſſe ſollen ſteuerlich möglichſt gleich behan- 
delt werden. Der NFS hat deshalb bereits in der 
Entſch. vom 27. Mai 1931 III A 645/30 (Bd. 29 
S. 71, RStBl. 1931 S. 836) eine Erbengemein- 
ſchaft einer OH Gin einem Fall gleich— 
geſtellt, wo die Erbenauseinander⸗ 
ſetzung hin ſichtlich des von der 
Erbengemeinſchaft betriebenen 
Unternehmens für lange Zeit aus- 
geſchloſſen war und das Unternehmen 
nach Art und Umfang einen in kauf⸗ 
männiſcher Weiſe eingerichteten Ge— 
ſchäftsbetrieb erforderte. So liegt der 
Fall auch hier. Der Erblaſſer hat in feinem Teſta⸗ 
ment eine Auseinanderſetzung ſeines Nachlaſſes bis 
zur Vollendung des 25. Lebensjahres ſeiner Kinder 
unterſagt. Ebenſo handelt es ſich auch hier um einen 
Betrieb, der in kaufmänniſcher Weiſe mit doppelt⸗ 
amerikaniſcher Buchführung uſw. eingerichtet iſt.“ 

Der Rich zieht aus feiner Anſicht, daß Erben- 
gemeinſchaften in den bezeichneten Fällen wie OHG zu 
behandeln find, weiter den Schluß, daß die geſamte 
Tätigkeit einer ſolchen Erbengemeinſchaft wie bei 
einer OHG als gewerbliche Tätigkeit anzuſehen 
iſt. Er zählt deshalb bei einer Erbengemeinſchaft dieſer 
Art auch die Einkünfte aus einem neben dem Ge- 
werbe geführten landwirtſchaftlichen Betrieb oder aus 
der nebenbei bewirkten Verwaltung von Haus- 
grundſtücken zu den gewerblichen Einkünften. Dieſe 
Auffaſſung iſt richtig. Es iſt aber zu beachten, daß 
in dem vom Rö entſchiedenen Fall Gewerbe und 
Landwirtſchaft gemein ſam betrieben wurden, 
und daß für beide Tätigkeiten eine gemeinſame 
Buchführung vorhanden war. Hätten die Erben 
für die Landwirtſchaft beſondere Bücher ein- 
gerichtet, ſo wäre anzunehmen, daß die Erben hinſicht⸗ 
lich der Landwirtſchaft eine beſondere Gemein- 
ſchaft gebildet hätten, die mangels eines Gewerbe⸗ 
betriebs nicht als Unternehmergemeinſchaft anzuſehen 
wäre. Es würden dann eine gewerbetreibende Geſell⸗ 
ſchaft und eine die Landwirtſchaft betreibende Geſell⸗ 
ſchaft nebeneinander beſtehen. Beide Geſell⸗ 
ſchaften würden aus denſelben Perſonen beſtehen, 
wären aber rechtlich voneinander zu trennen. 


6. Beginn und Ende von Perſonengeſellſchaften 

Für die Entſtehung einer OHG oder KomG 
iſt die Eintragung ins Handelsregiſter nicht von Be⸗ 
deutung. Eine DSG entſteht mit dem Abſchluß 


eines Geſellſchaftsvertrags. Der Vertrag 
wird regelmäßig ſchriftlich oder mündlich ab⸗ 
geſchloſſen. Es iſt aber nicht erforderlich, daß der Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag ausdrüdl ich geſchloſſen wird, 
ſondern es genügt auch der ſtillſchweigende 
A bſchluß eines ſolchen Vertrags. Eine Geſellſchaft 
wird z. B. ſtillſchweigend vereinbart, wenn Miterben 
ohne weitere Abreden einen ererbten Betrieb gemein⸗ 
ſam fortführen. Steuerlich ift eine OH jedenfalls als 
in dem Zeitpunkt vorhanden zu behandeln, in dem ſie 
ihren Geſchäftsbetrieb begonnen hat. Ob in 
dieſem Zeitpunkt ein ſchriftlicher Vertrag vorliegt oder 
die an ſich erforderliche Anmeldung zum Handelsregi⸗ 
ſter ſchon erfolgt iſt, ift gleichgültig. Iſt ein ausdrück⸗ 
licher Vertrag noch nicht geſchloſſen, ſo wäre aus der 
Tatſache des gemeinſchaftlichen Beginns des 
Betriebs der ſtillſchweigende Abſchluß eines Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags zu folgern. 

In vielen Fällen wird bei der Gründung einer 
DHG vereinbart, daß das Geſellſchaftsverhältnis zwi⸗ 
ſchen den Beteiligten ſchon von einem früheren 
Zeitpunkt als dem Tag des Vertragsabſchluſſes ab 
gelten ſoll. Solche Vereinbarungen ſind ſteuerlich regel⸗ 
mäßig nicht anzuerkennen. Beſonders bei Familien- 
geſellſchaften wird verſucht, durch eine Rückbezie⸗ 
hung des Gründungstags ſchon im Jahr der Grün— 
dung den Gewinnanteil des Familienoberhaupts ge⸗ 
ringer erſcheinen zu laſſen. In ſolchen Fällen iſt beſon⸗ 
ders ſtreng zu unterſuchen, wann die OHG in Wirk: 
lichkeit entſtanden iſt. 

Es könnte auch fein, daß eine OSG durch einen 
mündlich oder ſtillſchweigend geſchloſſenen Vertrag zu⸗ 
ſtande gekommen iſt und daß der ſpäter abgefaßte 
ſchriftliche Vertrag dieſer Tatſache dadurch Rechnung 
trägt, daß er als Gründungstag den wirklichen Be- 
ginn der Oc angibt. Dann würde eine Rück- 
beziehung des Vertrags auf einen früheren Zeit⸗ 
punkt nicht vorliegen, ſondern der Vertrag würde nur 
das wiedergeben, was ſteuerlich auf Grund der wirk— 
lichen Sachlage anzunehmen wäre. Es beſtehen dem⸗ 
nach zwei Möglichkeiten für den Fall, daß in 
einem ſchriftlichen Geſellſchaftsvertrag als Zeitpunkt 
des Beginns der OHG ein anderer Tag als der Tag 
des Vertragsabſchluſſes genannt wird: 


1. Eine OHG war bereits vor Abfaſſung des 
ſchriftlichen Vertrags entſtanden. In dem ſpäter 
abgefaßten ſchriftlichen Vertrag wird als Grün- 
dungstag der Zeitpunkt des wirklichen Entſtehens 
der OHG angegeben. Das wäre ſteuerlich zu be- 
achten, weil es der wirklichen Sachlage entſpricht; 

2. Bei der Gründung einer OH wird vereinbart, daß 
das Geſellſchaftsverhältnis ſchon von 
einem Zeitpunkt ab als vorhanden behandelt werden 
foll, in dem die OHG in Wirklichkeit noch nicht 
beſtand. Eine ſolche Vereinbarung entſpricht nicht 
den Tatſachen und iſt deshalb ſteuerlich unbeachtlich. 


Im Röic⸗Urteil vom 22. Oktober 1931 VIA 
1949/29, RStBl. 1932 S. 388 war folgender Fall zu 
entſcheiden: 

Ein Brauereibeſitzer gründete am 12. Dezember 
1926 mit feinen Kindern eine KomG, die nur aus ihm 
und ſeinen Kindern beſtand. Die Brauerei wurde von 
dem Vater in die Kom eingebracht. In dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag vom 12. Dezember 1926 war beſtimmt, 
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daß die Gründung der Geſellſchaft mit Wirkung 
vom 1. Januar 1926 ab erfolge und daß der geſamte 
Jahresgewinn 1926 aus der Brauerei auf die 
Geſellſchafter nach ihren Anteilen zu verteilen ſei. Der 
Rc hat die Kom erſt ab 12. Dezember 1926 an⸗ 
erkannt und auch erſt von dieſem Zeitpunkt ab eine 
einheitliche Gewinnfeſtſtellung für die Geſellſchafter 
vorgenommen. Die Entſcheidung hat er, wie folgt, 
begründet: 


„Zu der Frage, von welchem Zeitpunkt an die 
Geſellſchaft einkommenſteuerrechtlich zu beachten war, 
hat der Beſchwerdeführer zunächſt vorgetragen, daß 
bei einer Perſonalgeſellſchaft der Zeitpunkt der Ent⸗ 
ſtehung einkommenſteuerrechtlich bedeutungslos ſei, 
wenn in dem Geſellſchaftsvertrag abgemacht ſei, daß 
die Geſellſchafter bereits vom Beginn des im Zeit⸗ 
punkt der eigentlichen Gründung laufenden Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs an am Gewinn und Verluſt teilnehmen 
ſollen. Dieſe Auffaſſung iſt nicht zutreffend. Der 
Senat hat zu dieſer Frage ... ausgeführt, daß für 
die ſteuerliche Behandlung eine rückwirkende Ge— 
winnbeteiligung nicht anerkannt werden könne. Für 
die Behandlung zur Einkommenſteuer ſeien die wirt- 
ſchaftlichen Vorgänge maßgebend, ſo wie ſie in Voll⸗ 
zug geſetzt worden ſeien, und es könne ſteuerlich nicht 
zugelaſſen werden, daß allein aus Vereinbarungen 
der Beteiligten nachträglich für die Einkommen⸗ 
beſteuerung zeitlich nach rückwärts andere Grund— 
lagen geſchaffen würden. Hiernach kommt es allein 
107 entſcheidend darauf an, ob angenommen werden 
Rn daß die Kommanditgeſellſchaft, obwohl der 
ſchriftliche Vertrag erſt am 12. Dezember 1926 ab- 
geſchloſſen wurde, bereits zu einem früheren Zeit⸗ 
punkt bzw. ſeit dem 1. Januar 1926 beſtand. Die 
e mit denen das Finanzgericht das 
a 926 15 einer Geſellſchaft vor dem 12. Dezember 
N berneint hat, bewegen ſich im weſentlichen auf 

em Gebiet der Tatſachenwürdigung und laſſen 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Im übrigen ſei 
noch darauf hingewieſen, daß die Auffaſſung des 
Beſchwerdeführers, es genüge, wenn über die grund— 
ſätzlichen Fragen der Geſellſchaft — Perſonenkreis 
Einlagen und Gewinnbeteiligung — Einigung be- 
ſtehe, jedenfalls nach den Umſtänden des Falles nicht 
zutrifft. Der am 12. Dezember 1926 ſchriftlich ge⸗ 
ſchloſſene Geſellſchaftsvertrag enthält, abgeſehen von 
den genannten Beſtimmungen, ganz weſentliche 
Beſtimmungen, die ſich insbeſondere auf die 
Begrenzung der Rechte der Kinder des Be— 
Iöwerbeführers beziehen. Es ergibt ſich daraus, daß 
e defübrer, von vornherein darauf bedacht 
95 er in der Geſellſchaft ein gewiſſes Übergewicht 
nicht e Es kann daher ſchon aus dieſem Grunde 
Selen en werden, daß nach dem Willen der 
biefer a vor ſchriftlicher Fixierung auch 
hältnis 6 igen Einzelheiten ein Geſellſchaftsver⸗ 
darauf ie ſollte. Im übrigen ſei auch noch 
es Ha daß gerade bei der Gründung 

Familiengeſellſchaften, die vielfach in einer 
e nicht anzuerkennenden Form geſchloſſen 
De en, auf eine präziſe Feſtlegung der Einzel⸗ 
1 des Geſellſchaftsvertrags ein beſon⸗ 
derer Wert zu legen iſt. Mündlich geſchloſſenen 
Geſellſchaftsverträgen unter Familienmitgliedern 
gegenüber ift, ſoweit es ſich um die ſteuerliche An⸗ 


erkennung handelt, beſondere Vorſicht geboten. Auch 
kann eine Prüfung des Vertrags in der Richtung, 
ob derſelbe einkommenſteuerrechtlich anzuerkennen 
iſt, nur vorgenommen werden, wenn alle Abmachun⸗ 
gen, die dem Geſellſchaftsvertrag weſentlich ſind, 
bereits vorliegen und einigermaßen genau um⸗ 
ſchrieben ſind.“ 


In gleichem Sinn iſt im RFHS-Urteil vom 20. No⸗ 
vember 1929 VI A 1487/29, RStBl. 1930 S. 195 ent⸗ 
ſchieden worden. 

Iſt ein Geſellſchaftsvertrag mündlich abgeſchloſſen 
und vollzogen worden, fo iſt die OHG von dieſem 
Zeitpunkt ab anzuerkennen, auch wenneinzelne 
Punkte von geringer Bedeutung erſt 
ſpäter genauer vereinbart und ſchrift⸗ 
lich feſtgelegt werden. 

Eine Aktiengeſellſchaft war auf den 
1. April 1935 in eine Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft umgewandelt worden. Perſönlich haftender 
Geſellſchafter dieſer Kom war ein Kaufmann, Kom⸗ 
manditiſtin war eine Witwe. Steuerlich wurde die 
Umwandlung der AG in die KomG auf den 
30. Juni 1935 anerkannt. Die Witwe ſchied infolge 
vertragsmäßiger Kündigung auf den 31. Dezember 
1935 aus. 


Nach den Angaben des Kaufmanns haben ſeine 
drei volljährigen Kinder nach längeren Verhandlun⸗ 
gen durch Vertrag vom 30. April 1936 von der Witwe 
deren Kommanditeinlage zum Preis von 56 000 RM 
gekauft. Am 22. Dezember 1936 hat der Kaufmann 
mit dieſen drei Kindern einen ſchriftlichen, als „neuer 
endgültiger“ Vertrag bezeichneten Kommanditgeſell⸗ 
ſchaftsvertrag mit Rückwirkung auf den 1. April 1935 
geſchloſſen. Das FA hat die R ückwirkung des 
Vertrags nicht anerkannt und den Kaufmann mit 
dem geſamten gewerblichen Gewinn der Firma von 
156.004 RM zur Einkommenſteuer für 1936 herange⸗ 
zogen. In der Berufung hat der Kaufmann vorge⸗ 
tragen, ſeine Kinder ſeien mindeſtens ſeit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1936 an Stelle der Witwe Kommanditiſten der 
Geſellſchaft geworden. Die Berufung blieb erfolglos. 
Auf die Rechtsbeſchwerde hat der Rc in dem Urteil 
vom 29. Juni 1938 VI 396/38, RStBl. 1938 S. 930 
die Möglichkeit anerkannt, daß das Geſellſchafts⸗ 
verhältnis zwiſchen Vater und Kindern ſchon am 
1. Januar 1936 entſtanden iſt. Eine Anerkennung 
des Vertrags auch für 1935 war allerdings nach der 
Sachlage nicht möglich. Aus den Urteilsgründen iſt 
folgendes zu entnehmen: 


es kommt nicht darauf an, wann 
die Vereinbarungen förmlich nie- 
dergelegt worden find, fondern 
wann fie getroffen worden und wann 
fie tatſächlich in den weſentlichen 
Grundzügen in Vollzug geſetzt wor⸗ 
den find. 

Es iſt tatſächlich nicht ausgeſchloſſen, daß der 
Beſchwerdeführer mit ſeinen Kindern bereits vor 
dem 1. Januar bindend vereinbart hatte, daß die 
Kinder an dieſem Tage als Kommanditiſten ein⸗ 
treten, und daß die Beteiligten ſich auch über den 
weſentlichen Inhalt der KomG ſchon vor dieſem 
Tag einig waren. Bedeutungslos wäre hierfür, daß 
der endgültige Vertrag mit der Witwe erſt am 
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30. April 1936 abgeſchloſſen worden iſt. Denn es 
ſtand bereits vorher feſt, daß die Teilhaberſchaft der 
Witwe mit dem 31. Dezember 1935 ihr Ende er⸗ 
reicht hatte, ſo daß der Beſchwerdeführer ab dieſem 
Tag frei war in der Möglichkeit der Aufnahme 
neuer Geſellſchafter; es war ihm auch nicht verſagt, 
ſchon vorher die entſprechenden Vereinbarungen mit 
ſeinem zukünftigen Kommanditiſten zu treffen. Es 
iſt daher nicht ausgeſchloſſen, daß der tatſächliche 
Sachverhalt dahin ging: Es ſtand bereits vor dem 
1. Januar 1936 feſt, daß die Kinder unter Teilung 
des bisherigen Kommanditiſtenanteils der Witwe 
in die Firma eintreten ſollten, und es iſt weiter 
nicht ausgeſchloſſen, daß eine ſolche Vereinbarung 
mit dem 1. Januar 1936 tatſächlich in Vollzug ge⸗ 
ſetzt wurde. Darauf könnte auch hinweiſen, daß in 
den Büchern der Geſellſchaft offenbar die Komman⸗ 
ditiſtenbeteiligung nie ausgeſchaltet worden iſt. 
Wäre die KomG am 31. Dezember 1935 mit dem 
Ausſcheiden der Witwe erloſchen, dann hätte die 
Firma wohl den Anteil der Witwe dem Kapital- 
konto des Beſchwerdeführers gutſchreiben müſſen. 
Nach dem 31. Dezember 1935 hatte die Witwe keinen 
Kommanditanteil mehr, ſondern nur noch eine 
Forderung aus Auseinanderſetzungsguthaben; nur 
dieſe Forderung, deren Wert auf 56000 RM be- 
meſſen wurde, konnte ſie an die drei Kinder des Be⸗ 
ſchwerdeführers verkaufen; dieſe Forderung — die 
ſie wohl im tatſächlichen Ergebnis vom Vater ge⸗ 
ſchenkt bekamen — haben die Kinder dann zur Be⸗ 
zahlung ihrer Geldeinlage bei der Kom ver— 
wendet 


Das FG hätte alſo ermitteln müſſen, welche 
Vereinbarungen der Beſchwerdeführer mit ſeinen 
Kindern vor dem 1. Januar 1936 getroffen hat und 
wie dieſe Vereinbarungen ab 1. Januar 1936 in 
Vollzug geſetzt worden ſind. Zum Beiſpiel könnte 
es ſich etwa fragen, ob der Gefolgſchaft der Firma 
ab 1. Januar 1936 namentlich die Teilhaberſchaft 
des im Betrieb tätigen Sohnes A. bekanntgegeben 
worden iſt. Dem FG iſt zwar dahin recht zu geben, 
daß der Rich in ſtändiger Rechtſprechung die 
ſteuerliche Rückwirkung von Verträ⸗ 
gen abgelehnt hat. Das würde aber 
nicht ausſchließen, daß mündliche 
Verträge dann anzuerkennen ſind, 
wenn ſie tatſächlich geſchloſſen und 
vollzogen find, auch wenn die beftä- 
tigende ſchriftliche Feſtlegung und 
genauere Vereinbarung über ein- 
zelne nochoffene Punkte von nicht grund— 
legendem oder zur Zeit noch nicht bedeutſamem 
Inhalt, wie z. B. über Kündigung oder Auflöſung, 
über Eintritt neuer Geſellſchafter u. dgl. er ſt 
ſpäter erfolgte... 


. . Nach dem Vertrag zwiſchen den Kindern 
und der Witwe muß endlich angenommen werden, 
daß auf alle Fälle und ſpäteſtens am 30. April 1936 
Einigung darüber beſtand, daß die Kinder an 
Stelle der Witwe in die Firma eingetreten waren 
und ihre Einlage geleiſtet hatten. Von da an min⸗ 
deſtens waren ſie wirtſchaftlich an Stelle der Witwe 
getreten, erwarben die Mitgliedſchaft und hafteten 
für die alten Schulden der Firma mit ihrem An⸗ 


teil. Mindeſtens von da an wäre gegebenenfalls 
die Geſellſchaft anzuerkennen.“ 

Steuerlich iſt alfo immer maßgebend, wann eine 
DSG ͤ wirklich entſtanden iſt. Eine Rüdbezie- 
hung des Geſellſchaftsverhältniſſes auf einen Zeit⸗ 
punkt vor der Entſtehung der OHG iſt grund- 
ſätzlich unzuläſſig. Beim Vorliegen be- 
ſonderer Umſtände könnte aber in einer Ver⸗ 
einbarung über eine an ſich unzuläſſige Rückbeziehung 
des Geſellſchaftsvertrages eine zu beachtende Ge- 
winnverteilungsabrede liegen. Hinweis 
auf das RFZH-Urteil vom 30. April 1935 VI A 604/33, 
RSthBl. 1935 S. 1296. 

Durch die Verpachtung des geſamten 
Betriebsvermögens einer OHG endet 
die Geſellſchaft regelmäßig nicht. Die überlaſſung 
des Betriebsvermögens iſt im allgemeinen nur ein 
Vorgang innerhalb des gewerblichen Unter⸗ 
nehmens der OHG. Die Pachtzinſen find daher ge- 
werbliche Einkünfte der einzelnen Geſellſchafter. Hin⸗ 
weis auf die RFH⸗Urteile vom 1. Mai 1930 VI A 
2098/29, RStBl. 1930 S. 380, vom 29. Januar 
1930 VI A 1384 u. 1385/29, RStBl. 1930 S. 199 
und vom 7. Februar 1934 VI A 933/32, RStBl. 1934 
S. 566. 

Das Ende einer OSG tritt nicht ſchon mit 
dem Auflöſungsbeſchluß oder einem ſonſti⸗ 
gen, die Auflöſung herbeiführenden Grund ein. Eine 
Od endet erſt mit dem Abſchluß der Abwick— 
lungstätigkeit, beſteht alſo während der Dauer 
der Liquidation noch fort. Die während der Abwick⸗ 
lung erzielten Einkünfte ſind noch laufende gewerb⸗ 
liche Einkünfte der Geſellſchafter. Eine Abwick⸗ 
lung kann ſich über viele Jahre hinziehen, be⸗ 
ſonders wenn es ſich um den Verkauf von mehreren 
Betriebsgrundſtücken handelt. Die durch den Verkauf 
der Grundſtücke erzielten Gewinne ſind trotzdem ge⸗ 
werbliche Gewinne und nicht etwa nicht unter eine 
Einkunftsart fallende Vermögensvermehrungen. 

Eine OHG, die als ſolche noch im Handelsregiſter 
eingetragen war, hatte früher einen Futtermittel⸗ 
handel betrieben. Daneben hatte ſie Gebäude und un⸗ 
bebaute Grundſtücke gekauft und das Gelände durch 
Anlage von Straßen baureif gemacht. Seit 1909 hatte 
ſie im weſentlichen den Ankauf von Grundſtücken ein⸗ 
geſtellt und dann mit dem eigentlichen Grundſtücks⸗ 
verkauf begonnen. 1921 hatte die Oc die Jutter⸗ 
mittelhandlung in eine GmbH eingebracht und die 
dafür erhaltenen GmbH⸗Anteile als Betriebsvermö⸗ 
gen behandelt. Weiter hat die OHG der GmbH 
Kredite gewährt. Die 1934 durch Grundſtücksverkäufe 
erzielten erheblichen Gewinne wollte die OS® nicht 
als gewerbliche Gewinne anerkennen, weil ſie nach 
ihrer Anſicht keine gewerbliche Tätigkeit mehr ent⸗ 
faltete. 


Im RFHUrtel vom 5. Auguſt 1936 VI A 
559/36, RStBl. 1936 S. 1099 iſt hierzu ausgeführt: 


„Nach dem Urteil des Rich vom 8. Auguſt 1934 
RED. 1935 S. 920) iſt zwar im Grundſatz davon 
auszugehen, daß eine Geſellſchaft in der Regel nur 
dann als O G im ſteuerlichen Sinn anerkannt 
werden kann, wenn ſie ein Gewerbe betreibt. Dieſer 
Satz iſt aber nicht uneingeſchränkt anzuwenden, 
insbeſondere nicht für den Fall, daß eine bisher zu 
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Recht beſtehende OHG ihren Gewerbebetrieb auf⸗ 
gibt und ihr Betriebsvermögen liquidiert. Eine 
Übernahme in das Privatvermögen der einzelnen 
Geſellſchafter oder auf eine Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts würde in dieſen Fällen nur anzu⸗ 
nehmen ſein, wenn entweder die gewerbliche Tätig⸗ 
keit völlig eingeſtellt und offenſichtlich das Reſtver⸗ 
mögen in die Privatſphäre überführt wäre. Die 
DSG muß aber jedenfalls als fortbeſtehend ange- 
ſehen werden, wenn es ſich um allmähliche Liqui⸗ 
dation des Betriebsvermögens handelt und wenn 
die OSG als ſolche noch nach außen auftritt. Hier 
iſt nicht feſtgeſtellt und nicht feſtzuſtellen, daß die 
OSG die gewerbliche Tätigkeit völlig eingeſtellt 
hätte, da fie die GmbH⸗Anteile der Futtermittel 
handlung noch in ihrem Betriebsvermögen führt 
und ſie der GmbH Kredite gewährt hat. .. Außer: 
dem veräußert ſie allmählich zum mindeſten den un⸗ 
bebauten Grundbeſitz. Aus dieſem Grund wird 
auch entſcheidender Wert nicht darauf gelegt wer⸗ 
den können, daß die Beſchwerdeführerin ordnungs- 
mäßige Bücher erſt auf Veranlaſſung des Betriebs⸗ 
prüfers führt.“ 


Für andere Perſonengeſell 

gilt grundſätzlich das gleiche, was 0 IE e 
führungen über Beginn und Ende von offenen Han⸗ 
delsgeſellſchaften und über die Rückwirkung von Ge⸗ 
ſellſchaftspverträgen gejagt worden iſt. 


7. Begriff der Mitunternehmerſchaft 


Unternehmer eines Betriebs iſt derjeni 
ge, auf 
89 5 Rechnung und Gefahr der Betrieb geht. 
De er Unternehmer nach außen als ſolcher her⸗ 
e unweſentlich. Ebenſo iſt es ohne Belang, 
Din nicht der wirkliche Unternehmer, ſondern eine 
15 geſchob ene Perſon als Betriebsinhaber 
Handelsregiſter eingetragen iſt. Entſcheidend iſt 
nur die wirtſchaftliche Gefahrtragung. 


Viele Betriebe (nämlich die Betriebe der Per— 
benengeſellſchaften) werden nicht nur von einem 1 
1 nen Unternehmer, ſondern von mehreren 
Se gemeinſchaftlich geführt. 
12 e Unternehmer heißen Mitunternehmer, 
Ki jeder von ihnen nicht allein, ſondern nur mit 
a A Unternehmern zuſammen Un⸗ 
nehm mer eines Betriebs iſt. Ob jemand Mitunter⸗ 
atelkos iſt, entſcheidet fich im weſentlichen nach den 
Pie Grundſätzen wie die Frage, ob jemand Unter⸗ 
Ane iſt. Danach iſt jemand als Mitunternehmer 
e A wenn ein Betrieb für ihn und andere zu⸗ 
Gef ah bn „gemeinjame Rechnung und 
allgem. wird. Nach dieſem Merkmal iſt im 
ner i ausſchließlich zu prüfen, ob Mitunter- 
mäßig Pal Wee oder nicht. Es iſt deshalb regel⸗ 
aa a lung, ob der Mitunternehmer nad) 
als folder Mitunternehmer bezeichnet wird oder 
Klchuftaver Wenn z. B. jemand in dem Ge- 
Geſellſchaft 575 Einer Perſonengeſellſchaft nicht als 
8 chafker bezeichnet iſt oder nicht als Geſellſchafter 
in Handelsregiſter eingetragen ift, iſt er doch als 
Mitunternehmer zu behandeln, wenn der Betrieb 
mit für ſeine Rechnung geführt wird. 


Ein Betrieb geht nur dann wirkli i 
ich mit auf Rech⸗ 
nung und Gefahr einer Perſon, wenn dieſe Perſon 


einen Anteil am Vermögen der Geſellſchaft beſitzt. 
Einen Vermögensanteil beſitzt nur jemand, der ein 
unmittelbares Anrecht auf einen Teil des 
Geſellſchaftsvermögens hat. Vermögensanteil und 
Kapitalforderung ſind ſtreng voneinander zu ſcheiden. 
Eine Kapitalforderung gewährt kein unmit⸗ 
telbares Anrecht auf einen (in ſeiner Höhe ſchwanken⸗ 
den) Teil eines Vermögens, ſondern nur einen An⸗ 
ſpruch auf Zahlung einer genau feſtgelegten Summe 
aus einem Vermögen. Die Kapitalforderung bleibt 
deshalb an ſich in ihrer Höhe unverändert ohne 
Rückſicht auf die Wertſchwankungen des Betriebs⸗ 
vermögens bei dem Unternehmen, gegen deſſen In⸗ 
haber die Forderung begründet iſt. Ein Anteil am 
Vermögen einer Perſonengeſellſchaft wird dagegen 
durch die Wertſchwankungen im Betriebsver⸗ 
mögen der Geſellſchaft unmittelbar beeinflußt. Sinkt 
das Betriebsvermögen, ſo wird der Anteil zwangs⸗ 
läufig geringer. Vermehrt ſich das Betriebsvermögen, 
ſo ſteigt auch der Anteil am Vermögen unmittelbar in 
feinem Wert. Hier zeigt ſich die übereinſtim⸗ 
mung mit den Verhältniſſen beim Einzelunterneh⸗ 
mer. Bei einem Einzelunternehmer geht ein 
Betrieb deswegen auf ſeine Rechnung und Gefahr, 
weil alle Schwankungen im Betriebsvermögen den 
Unternehmer unmittelbar betreffen, für ihn alſo un⸗ 
mittelbar Vermögensverminderungen oder Vermö⸗ 
gensvermehrungen darſtellen. Ebenſo wirken ſich bei 
einem Mitunternehmer alle Wertveränderun⸗ 
gen des Betriebsvermögens auf ſeinen Anteil am 
Geſellſchaftsvermögen aus, bilden für ihn alſo un⸗ 
mittelbar Vermögensvermin derungen 
oder Vermögenserhöhungen. Nur weil dieſe 
unmittelbaren Beziehungen zwiſchen dem Vermögen 
einer Perſonengeſellſchaft und dem Vermögen ihrer 
Geſellſchafter beſtehen, kann man davon ſprechen, daß 
die Geſellſchafter für den gemeinſchaftlichen Betrieb 
die Gefahr tragen und daß der Betrieb auf ihre Rech⸗ 
nung geht. 

Einen Vermögensanteil in dieſem Sinn kann 
nur jemand haben, der einen A nteil an den An⸗ 
lagewerten des Unternehmens und einem etwai⸗ 
gen beſonderen Geſchäftswert gemäß der Höhe 
ſeiner Anlage zu beanſpruchen hat. Die Beteiligung 
eines Mitunternehmers an den ftillen Rüdla- 
gen braucht ſich aber nicht notwendig auf die ſtillen 
Rücklagen aller Anlagewerte zu erſtrecken. Es iſt auch 
eine Vereinbarung möglich, daß ein Geſellſchafter nur 
an den ſtillen Rücklagen derjenigen Anlagewerte teil⸗ 
haben ſoll, die nach ſeinem Eintritt in die Geſellſchaft 
erworben werden. Ob eine ſolche nach dem RZH-Urteil 
vom 19. Dezember 1931 VI A 1017/31 ſtatthaſte Ab⸗ 
rede dingliche Wirkung hat oder nur eine Gewinn⸗ 
verteilungsvereinbarung für den Fall der Veräuße⸗ 
rung beſtimmter Anlagewerte darſtellt, iſt für das 
Steuerrecht belanglos, weil die Frage der Mitunter- 
nehmerſchaft nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu 
entſcheiden iſt. 

Der Begriff des Mitunternehmers 
iſt ein wirtſchaftlicher Begriff. Ob ein Ge- 
ſellſchafter an den Anlagewerten, alſo auch an den 
ſtillen Rücklagen eines Unternehmens beteiligt iſt, 
entſcheidet ſich bei Zweifeln nach der allgemeinen 
wirtſchaftlichen Sachlage, wie ſie ſich nach den 
Erfahrungen des Erwerbslebens einem unbefangenen 
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Beſchauer darſtellt, und nicht notwendig nach den 
Regeln des bürgerlichen Rechts. 


Zuſammenfaſſend kann man jagen: Mit- 
unternehmer iſt jemand, auf deſſen Mitrech⸗ 
nung und Mitgefahr ein Betrieb geführt wird, 
alſo jemand, der einen Anteil am Vermögen einer 
Perſonengeſellſchaft beſitzt ohne Rückſicht darauf, ob 
dies nach außen in Erſcheinung tritt oder nicht. Oft 
wird der Begriff des Mitunternehmers auch in fol- 
gender Weiſe gefaßt: Mitunternehmer iſt, wer an 
einem Unternehmen auf Gedeih oder 
Verderb teilnimmt. 


Dieſer Grundſatz erleidet in mancher Hinſicht Ein⸗ 
ſchränkungen. Ein Mitunternehmer muß zwar wie 
ein Einzelunternehmer für das Unternehmen die Ge— 
fahr tragen. Die Gefahrtragung kann aber, 
weil ſich die Gefahr auf mehrere Perſonen verteilt, 
für den einzelnen Mitunternehmer abg eſchwächt 
werden. Allerdings muß bei jeder Unternehmer⸗ 
gemeinſchaft mindeſtens ein Teilhaber ohne jede Ein- 
ſchränkung haften. Der typiſche Fall der be— 
ſchränkten Gefahrtragung iſt der des Kommandi— 
tiſten. in Kommanditiſt haftet im Innen⸗ und 
Außenverhältnis nur bis zur Höhe ſeiner Kommandit⸗ 
einlage. Trotzdem iſt ein Kommanditiſt als Mitunter- 
nehmer anzuſehen. Er beſitzt einen echten Anteil am 
Vermögen der Kommanditgeſellſchaft, weil ſein An⸗ 
teil durch die Schwankungen im Betriebsvermögen der 
Geſellſchaft unmittelbar beeinflußt wird und weil er 
ein Anrecht auf einen Teil der ſtillen Rücklagen ge⸗ 
währt. Der Kommanditanteil wird zwar, wenn ſein 
Kapitalbetrag verloren iſt, durch weitere Verluſte der 
Geſellſchaft nicht mehr berührt. Das fällt aber gegen⸗ 
über der grundlegenden Tatſache, daß der Anteil in 
allen anderen Fällen durch die Wertſchwankungen des 
Betriebsvermögens unmittelbar betroffen wird, nicht 
ins Gewicht. 

Bei OHG iſt eine Einſchränkung der Haftung 
nach außen hin nicht möglich. Die Geſellſchafter 
können aber eine Abrede dahin treffen, daß einer oder 
mehrere Teilhaber im Innenverhältnis an 
den Verluſten nur bis zu einer beſtimmten Höhe oder 
überhaupt nicht teilnehmen. Bei dieſen Geſellſchaftern 
iſt die Gefahrtragung beſchränkt, weil 
Verluſte der Geſellſchaft bei der Gewinnverteilung von 
ihren Kapitalanteilen nicht abgerechnet werden dürfen, 
ſondern ausſchließlich von den anderen Geſellſchaftern 
zu tragen ſind. Offene Handelsgeſellſchafter, deren 
Gefahrtragung in dieſer Weiſe beſchränkt iſt, ſtehen 
wirtſchaftlich einem Kommanditiſten gleich. Sie find 
aus denſelben Gründen wie ein Kommanditiſt als 
Mitunternehmer zu behandeln. 


In manchen Fällen wird bei Och und Kom 
vereinbart, daß bei dem Ausſcheiden eines Geſellſchaf⸗ 
ters dieſer Geſellſchafter nur den Nennbetrag 
ſeines Kapitalanteils, nicht auch den ihm 
an ſich zuſtehenden Anteil an den offenen und ſtillen 
Rücklagen erhält. In Geſellſchaftsverträgen ſolcher 
Art iſt oft weiter beſtimmt, daß die Geſellſchaft bei 
dem Tod eines Geſellſchafters fortgeführt werden ſoll, 
daß die Erben des verſtorbenen Geſellſchafters aber, 
wenn ſie die Geſellſchaft nicht mit fortſetzen wollen, 
nur einen Anſpruch auf den Kapitalanteil haben ſollen, 


alſo keinen Anteil von den Rücklagen erhalten ſollen. 
Vertragsbeſtimmungen dieſer oder ähnlicher Art fin⸗ 
den ſich faſt ausſchließlich bei Geſellſchaften, deren Teil⸗ 
haber ſich nur aus Angehörigen einer Fami- 
lie zuſammenſetzen. Die Vereinbarungen haben den 
Zweck, das Unternehmen der Geſellſchaft durch Kapi⸗ 
talrückzahlungen nicht zu ſehr zu ſchwächen, damit der 
Betrieb der Familie erhalten bleibt. 


Für die rechtliche Beurteilung iſt hier von weſent⸗ 
licher Bedeutung, daß die Geſellſchafter, die einen An- 
teil an den offenen und ſtillen Rücklagen nicht erhal⸗ 
ten, von vornherein nicht feſtſtehen. Erſt im Lauf der 
Zeit ergibt ſich, welche Geſellſchafter vor der Auflöſung 
der Geſellſchaft aus der Gemeinſchaft ausſcheiden und 
deshalb vertragsgemäß an den ſtillen Rücklagen nicht 
beteiligt ſind. Die Teilhaber, die in der Geſellſchaft 
bis zu deren Auflöſung verbleiben, haben ſelbſtver⸗ 
ſtändlich einen Anſpruch auf einen Teil der ſtillen 
Rücklagen. Bei dieſer Sachlage muß man annehmen, 
daß jeder Geſellſchafter grundſätzlich einen Anteil 
auch an den ſtillen Rücklagen, alſo einen echten 
Vermögensanteil beſitzt, daß die Geſellſchafter 
aber für beſtimmte Fälle auf die volle Geltendmachung 
ihrer geſellſchaftsrechtlichen Anſprüche verzichtet haben. 
Die Geſellſchafter ſind alſo in den genannten Fällen 
als Mitunternehmer anzuſehen. Grundlegend 
davon verſchieden ſind die Fälle, in denen genau 
beſtimmte Perſonen von vornherein von der 
Beteiligung an den Rücklagen ausgeſchloſſen ſind, wie 
3. B. ſtille Geſellſchafter. Solche Perſonen ſind keine 
Mitunternehmer. 


Die Mitunternehmerſchaft iſt demnach abhängig 
von dem Beſitz eines Anteils am Ver⸗ 
mögen der Geſellſchaft. Ein bedeutſames In- 
tereſſe an einem Betrieb genügt allein in keinem 
Fall für die Annahme von Mitunternehmerſchaft. 
Gläubiger von größeren Darlehen oder lei- 
tende Angeſtellte haben oft großes Intereſſe 
an dem Gedeihen eines Betriebs. Mitunternehmer 
dieſes Betriebs ſind ſie deswegen noch nicht. Auch die 
Beteiligung am Gewinn und Verluſt aus 
einem Unternehmen rechtfertigt nicht die Annahme 
von Mitunternehmerſchaft, wenn nicht mit der Ge⸗ 
winnbeteiligung ein Vermögensanteil verbunden iſt. 
Der Beſitz eines Vermögensanteils wird als ſo aus— 
ſchlaggebend angeſehen, daß trotz Fehlens einer Betei— 
ligung am laufenden Gewinn und Verluſt Mitunter- 
nehmerſchaft angenommen wird, wenn nur eine Be— 
teiligunganden Anlagewerten vorhanden 
iſt. Regelmäßig iſt allerdings ein Geſellſchafter auf 
Grund ſeines Vermögensanteils auch am Gewinn und 
Verluſt beteiligt. Hinweis auf das RFH⸗Urteil vom 
1. Mai 1929 VI A 325/29, RStBl. 1929 S. 427. 


Offene Handelsgeſellſchaften und Geſellſchaften 
des bürgerlichen Rechts werden durch den Tod 
eines Mitunternehmers aufgelöſt. (Kom⸗ 
manditgeſellſchaften werden nur durch den Tod eines 
perſönlich haftenden Geſellſchafters aufgelöft.) Im Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag kann aber beſtimmt werden, daß die 
Geſellſchaft nach dem Tod eines Teilhabers fort- 
geſetzt wird. Treten in einem ſolchen Fall die Erben 
an Stelle des geſtorbenen Geſellſchafters in die Ge⸗ 
ſellſchaft ein, ſo ſind ſie ohne Frage als Mitunterneh⸗ 
mer zu behandeln. Ein Er be iſt aber auch dann als 
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Mitunternehmer anzuſehen, wenn die Geſellſchaft durch 
den Tod des Erblaſſers aufgelöſt worden iſt. Die Ge⸗ 
ſellſchaft muß nach dem Todesfall liquidiert werden. 
Der Erbe gilt für die Dauer der Liquidation 
an Stelle des bisherigen Geſellſchafters als Mit⸗ 
unternehmer. Hinweis auf das RFH-Urteil vom 
7. Februar 1934 VI A 983/32, RStBl. 1934 S. 566. 


Es iſt nicht unbedingt erforderlich, daß ſich ein 
Mitunternehmerverhältnis auf die geſamte Tätigkeit 
eines Unternehmens erſtreckt. Wenn ein Unternehmen 
außer dem Hauptgeſchäft noch mehrere Zweig⸗ 
ge ſch ä fte beſitzt, könnte z. B. jemand nur bei einem 
dieſer Zweiggeſchäfte Mitunternehmer fein. Regel- 
mäßig wird ein ſolcher Fall nur bei Angeſtellten 
vorkommen, die als Leiter eines Zweiggeſchäfts beſtellt 
worden ſind. Es kann im wirtſchaftlichen Intereſſe der 
Firma und eines ſolchen Angeſtellten liegen, daß ſich 
der Angeſtellte mit einer Kapitaleinlage betei⸗ 
ligt. Die Beteiligung wird ſich nach dem Willen der 
Parteien in ſolchen Fällen, weil der Angeſtellte nur an 
dem Zweiggeſchäft intereſſiert iſt, öfters auch nur auf 
das Zweiggeſchäft beſchränken und nur 
einen Anteil an den ſtillen Rücklagen des Zweig⸗ 
geſchäfts gewähren. Der Leiter der Zweigſtelle iſt dann 
Mitunternehmer nur hinſichtlich dieſes 
8 weiggeſchäfts. Iſt das Geſamtunternehmen 
bisher in der Hand einer einzigen Perſon geweſen, ſo 
men wir rechtlich die Erſcheinung, daß jetzt hinſicht⸗ 
ni der einen Zweigſtelle Mitunternehmerſchaft vor⸗ 
N hinſichtlich des übrigen Betriebs aber Einzel- 
aber Gehört das Geſamtunternehmen 
Bean Oc, fo wäre für das Zweiggeſchäft eine 
a er Oc anzunehmen, die von den Gejellichaf- 
5 er OHG des Hauptunternehmens und dem Leiter 

er Zweigſtelle gebildet würde. Hinweis auf das 


RFH-Urteil vom 17. Juli 
185 11 Juli 1935 VI A 483/35, NStBl. 


Für den Nießbrauch an einem i i 
Perſonengeſellſchaft ergeben ſich 1 Wenn 
5 B. ein Kommanditiſt einer anderen Perſon den Nieß— 
N an ſeinem Kommanditanteil beſtellt, ſo erhält 

er Nießbraucher für die Dauer des Nießbrauchs die 
eib die auf den Kommanditanteil ent⸗ 
Dart Der Anteil am Geſchäftsvermögen (hier der 
Kommanditanteil) ſteht dem Nießbraucher aber nicht 
955 ſondern der Kommanditiſt bleibt im Beſitz ſeines 
oh de Der Kommanditiſt behält deshalb 
11255 es Nießbrauchs ein Anrecht auf die in den An⸗ 
1 ſteckenden ſtillen Rücklagen. Der Kom⸗ 
e bleibt infolgedeſſen auch nach der 
ph eetlung Mitunternehmer 
Urtelt eic. Im Rßc⸗ 
S. 77, dag = Dezember 1937 VI 87/37, RStBl. 1938 
— — Bi Beeren Fall der elterlichen Nutz ⸗ 
75 esvermögen behandelt, iſt hierüber 

„Der Nutznießer, wie der Nießbra i 

Uu (ftillen 1 85 en 
ujten des ſeiner Nutznießung unterliegenden ge⸗ 
wer e Betriebsvermögens nicht beteiligt; dieſe 
Wertveränderungen treffen ausſchließlich den Eigen- 
tümer. Auch der Beſchwerdeführer war daher trotz 
der Nutznießung ... Mitunternehmer des Betriebs.“ 


Der Nießbraucher beſitzt keinen Anteil am 
Geſellſchaftsvermögen. Er iſt nicht an den Rücklagen 
beteiligt. Ihm ſteht nur ein Anteil am Gew inn 
zu. Der Gewinn fließt ihm aber nicht auf Grund 
einer Beteiligung als ſtiller Geſellſchafter oder als 
Tantieme zu, ſondern auf Grund des Vermögens⸗ 
anteils, an dem ihm der Nießbrauch beſtellt worden iſt. 
Der Nießbraucher nimmt deshalb inſoweit Mitunter⸗ 
nehmerrechte wahr. Die Mitunternehmerrechte des 
Nietzbrauchers ſind von dem eigentlichen Mitunter⸗ 
nehmerrecht des Geſellſchafters (in unſerem Beiſpiel 
des Kommanditiſten) abgeleitet. Nieß braucher 
und Kommanditiſt beſitzen zuſammen nur ein 
einziges Mitunternehmerrecht, in deſſen 
Ausübung ſie ſich geteilt haben. Weil beide Mitunter⸗ 
nehmerrechte (wenn auch nur teilmeije) ausüben, 
müffen beide als Mitunternehmer behandelt werden. 
Der Nießbraucher gilt deshalb für die 
Dauer des Nießbrauchs als Mitunter- 
nehmer. 


Mitunternehmerſchaft iſt nur gegeben, wenn ein 
gemeinſames Betriebsvermögen vorliegt, 
an dem die Geſellſchafter beteiligt ſind. Eine Perſonen⸗ 
vereinigung iſt alſo nur dann eine Unternehmer⸗ 
gemeinſchaft, wenn fie einen gemeinſamen Ge⸗ 
ſchäfts betrieb beſitzt. Die an einer Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft beteiligten Gewerbetreibenden ſind des⸗ 
halb regelmäßig keine Mitunternehmer hinſichtlich der 
Intereſſengemeinſchaft. Gleiches gilt für 
Metaverbindungen und in vielen Fällen auch 
von Konſortien. Hinweis auf Abſchnitt 4. 


Der Gläubiger einer Perſonengeſellſchaft iſt 
ſelbſt dann, wenn er das Unternehmen wirtſchaftlich 
beherrſcht, regelmäßig nicht als Mitunternehmer an⸗ 
zuſehen, weil er an den Anlagewerten nicht beteiligt iſt. 
Auch wenn die Gläubiger einer zahlungsunfähigen 
Geſellſchaft das Geſchäft auf eigene Rech⸗ 
nung weiterführen laſſen, bis ihre Anſprüche befrie⸗ 
digt ſind, werden ſie dadurch nicht Mitunternehmer. 
Im Fall des RZH-Urteils vom 10. Dezember 1930 
VI A909 u. 910/30 war eine OSG in Zahlungsſchwie⸗ 
rigkeiten geraten. Die Gläubiger der OHG ſchloſſen 
mit den Geſellſchaftern folgende Vereinbarung: Die 
Gläubiger ſollten ihre Forderungen auf unbeſtimmte 
Zeit zinslos ſtunden. Die Geſellſchafter ſollten den 
Betrieb auf Rechnung der Gläubiger fortführen und 
für die Betriebsführung ein feſtes monatliches Gehalt 
bekommen. Die Überſchüſſe ſollten vierteljährlich auf 
die Gläubiger entſprechend der Höhe ihrer Forderun⸗ 
gen verteilt werden. Sobald alle Forderungen getilgt 
waren, ſollte die OSG von dieſen wirtſchaftlichen Be⸗ 
ſchränkungen wieder befreit ſein. 

Dieſe Vereinbarung wurde durchgeführt. Die 
Gläubiger konnten trotz der wirtſchaft⸗ 
lichen Beherrſchung der DSG nicht als Mit⸗ 
unternehmer hinſichtlich des Betriebs angeſehen wer⸗ 
den, weil ſie einen Anſpruch auf die ſtillen Rücklagen 
nicht erhielten. Die Geſellſchafter blieben dagegen 
weiter Mitunternehmer, und zwar allein. Sie wurden 
zwar vorübergehend vom Gewinn ausgeſchloſſen, be⸗ 
hielten aber ihren Anteil am Vermögen der Geſell⸗ 
ſchaft. (Fortſetzung folgt.) 


Leine lsınsteuernflichtige 
Beitcagsleistung 


Bekanntlich find die geſetzlichen Arbeitgeber⸗ 
beiträge zu den Sozialverſicherungen kein Arbeitslohn. 
In einem Fall war die Lohnſteuerpflicht von Beiträgen 
ſtreitig geworden, die von einem Arbeitgeber an eine 
Verſorgungseinrichtung geleiſtet werden, die für an 
ſich reichsgeſetzlich verſicherungspflichtige Arbeitnehmer 
die Einrichtung der geſetzlichen Verſicherung erſetzt. 
Der Reichsfinanzhof hat in ſeinem zur Veröffent⸗ 
lichung beſtimmten Urteil vom 10. Februar 1939 IV 
21/39 S ausgeſprochen, daß in dieſem Fall die Beiträge 
der Arbeitgeberin, ſoweit ſie in Anwendung der 
Reichsverſicherungsordnung und des Angeſtelltenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes Pflichtbeiträge der Arbeitgeberin 
wären, als Leiſtungen der Arbeitgeberin auf Grund 
geſetzlicher Verpflichtung anzuſehen und daher inſoweit 
nicht als ſteuerpflichtige Beitragsleiſtungen zu be— 
handeln ſind. Die Leiſtungen des Arbeitgebers, die 
über die Beiträge hinausgehen, die bei Durchführung 
der geſetzlichen Verſicherungen von ihm als Pflichtbei⸗ 
träge zu zahlen wären, ſtellen ſteuerpflichtigen Arbeits⸗ 
lohn dar. Oe. 


Ausgleich von Häzten in Österreich 


Steuerpflichtige, deren Einkommen ganz oder teil⸗ 
weiſe aus Einkünften beſteht, von denen ein Steuer⸗ 
abzug vorgenommen worden iſt, werden § 46 Ab⸗ 
lag 1 Ziffern 1 und 2 ESt& gemäß mit dem Einkom⸗ 
men veranlagt, wenn das Einkommen den Betrag von 
8000 NM überſteigt oder die Einkünfte, von denen der 
Steuerabzug nicht vorgenommen worden iſt, mehr 
als 300 RM betragen. Die Anwendung dieſer Beftim- 
mung bei der Veranlagung zur Einkommenſteuer für 
1938 in Oſterreich führt zu erheblichen Nachzahlungen 
der veranlagten Arbeitnehmer. Die nach öſterreichi⸗ 
ſchem Recht von den Einkünften aus nichtſelbſtändiger 
Arbeit im Kalenderjahr 1938 vorgenommenen Steuer- 
abzüge ſind in vielen Fällen beträchtlich geringer als 
die ſich bei der Veranlagung für 1938 ergebende Ein⸗ 
kommenſteuerſchuld. Mit Runderlaß vom 17. April 
1939 8 2300 — 603 III hat der Reichsminiſter der Fi⸗ 
nanzen für dieſe Fälle einen beſonderen Ausgleich von 
Härten bei der Veranlagung zur Einkommenſteuer für 
1938 vorgeſehen. 

Wird ein Arbeitnehmer, der nur Einkünfte aus 
nichtſelbſtändiger Arbeit bezogen hat, auf Grund des 
$ 46 Abſatz 1 Ziffer 1 EStc veranlagt, jo darf nach 
der Anweiſung im Runderlaß vom 17. April 1939 der 
Steuerbetrag, der nach Anrechnung der Steuerabzugs⸗ 
beträge noch zu erheben iſt, bei Steuerpflichtigen, die 
als ledig zu behandeln find, 20 v. H., bei 
Steuerpflichtigen, die nicht als ledig zu be⸗ 
handeln ſind und denen Kinderermäßigung 
nicht zuſteht, 10 v. H., und bei Steuerpflichtigen, 
denen Kinderermäßigung zuſteht, 5 0.8, 
der Einkommenſteuerſchuld, die ſich aus der Einkom- 
menſteuertabelle ergibt, nicht überſteigen. Das 
gilt nicht, wenn das Einkommen 12 000 RM überſteigt. 


Wird ein Arbeitnehmer nur auf Grund des § 46 
Abſatz 1 Ziffer 2 EStG veranlagt, jo darf der Steuer⸗ 
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betrag, der nach Anrechnung der Steuerabzugsbeträge 
noch zu erheben iſt, bei Steuerpflichtigen, die als 
ledig zu behandeln ſind, 20 v. H., bei Steuer⸗ 
pflichtigen, die nicht als ledig zu behandeln 
ſind und denen Kinderermäßigung nicht 
zuſteht, 15 v. H., und bei Steuerpflichtigen, denen 
Kinderermäßigung zuſteht, 10 v. H. der 
Einkünfte nicht überſteigen, von denen ein 
Steuerabzug nicht vorzunehmen war. 
Das gilt nicht, wenn die Einkünfte, die neben den Ein⸗ 
künften aus nichtſelbſtändiger Arbeit bezogen worden 
find, 2000 AM überjteigen. 

Nach den gleichen Grundſätzen iſt auch in anderen 
Fällen zu verfahren, in denen ſich beſondere Härten bei 
der Veranlagung von Arbeitnehmern ergeben. Vor- 
ausſetzung iſt aber auch hier, daß das Einkommen 
12 000 AM und die neben den Einkünften aus nicht- 
ſelbſtändiger Arbeit bezogenen Einkünfte 2000 RM 
nicht überſteigen. L. 


Körnerschaftsteuer 
in den sudetendeutschen Gebieten 


Durch die Elfte Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den ſudetendeutſchen 
Gebieten vom 11. April 1939 (RG Bl. 1 S. 802) iſt die 
Körperſchaftſteuer in den ſudetendeutſchen Gebieten 
eingeführt worden. Es gelten damit auch die zur 
Körperſchaftſteuer des Altreichs ergangenen Richt⸗ 
linien und Erlaſſe. 

Das Reichsrecht in den ſudetendeutſchen Ge- 
bieten iſt erſtmals bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 1939 anzuwenden. Für das 
Kalenderjahr 1938 findet eine Veranlagung nach den 
Vorſchriften des Reichsrechts nicht ſtatt. 

Um den Übergang zu erleichtern, ſoll bei der 
erſten Veranlagung nach Reichsrecht das Geſetz über 
die Erhöhung der Körperſchaftſteuer vom 25. Juli 
1938 (RG Bl.] S. 952) no ch nicht angewendet 
werden. Durch dieſes Geſetz iſt im Altreich die Körper⸗ 
ſchaftſteuer für Einkommen von mehr als 100 000 RM 
auf 40 vom Hundert (in den Fällen des § 19 Abſ. 2 auf 
20 vom Hundert) erhöht worden. Dieſe Erhöhung gilt 
in den ſudetendeutſchen Gebieten für das Kalenderjahr 
1939 noch nicht. Das hat alſo zur Folge, daß alle nach 
§1 und 82 NSt® in den ſudetendeutſchen Gebieten 
ſteuerpflichtigen Körperſchaften, Perſonenvereinigun⸗ 
gen und Vermögensmaſſen ohne Rückſicht auf die Höhe 
ihres Einkommens für das Kalenderjahr 1939 mit 
einem einheitlichen Steuerſatz von 30 vom Hundert 
(oder 15 vom Hundert in den Fällen des 819 Abſ. 2 
KStG) zur Körperſchaftſteuer zu veranlagen ſind. 

Für die Vorauszahlungen, die bis zur 
Bekanntgabe des Körperſchaftſteuerbeſcheids für 1939 
fällig werden, iſt das bisherige Recht maß⸗ 
gebend. Die Vorauszahlungen ſind alſo nach den Be⸗ 
ſtimmungen über die beſondere Erwerbſteuer weiter 
zu entrichten. Das gilt auch für die bisherigen Fällig⸗ 
keitstage der Vorauszahlungen. Die Vorauszahlungen 
können aber entſprechend den Vorſchriften des Reichs. 
rechts (837 Abſ. 2 EStG, § 20 KStG) und darüber 
hinaus auf Antrag aus Billigkeitsgründen herab- 
geſetzt werden. 
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Die Vorſchriften über die beſondere Erwerbſteuer 
im III. Hauptſtück des Geſetzes über die direkten 
Steuern vom 15. Juni 1927 mit ihren ſpäteren Ande⸗ 
rungen ſind auf Einkünfte, die der Veranlagung für 
das Kalenderjahr 1939 oder für ein ſpäteres Kalender⸗ 
jahr zugrunde liegen, nicht mehr anzuwenden. Die 
bisherigen Vorſchriften über die beſondere Erwerb⸗ 
ſteuer gelten nur für die Bemeſſung und Entrichtung 
der Vorauszahlungen, die bis zur Bekanntgabe des 
Körperſchaftſteuerbeſcheids für 1939 fällig werden. 
>—wW. 


Umwandlung und Auflösung 
von Kanitalgesellschaften in den 
sudetendeutschen Gebieten 


5 Das handelsrechtliche Umwandlungsgeſetz 
mit ſeinen Durchführungsverordnungen iſt durch § 25 
der Zweiten Verordnung zur Einführung handels— 
rechtlicher Vorſchriften vom 9. Februar 1939, RGBl. 1 
S. 176, RStBl. 1939 S. 293, in den ſudetendeutſchen 
Gebieten mit Wirkung ab 1. März 1939 eingeführt 
worden. Durch den Rö ⸗Erlaß vom 21. April 1939 
NS. 1939 S. 602, find nunmehr für die ſudeten⸗ 
deutſchen Gebiete die gleichen ſteuerlichen Er⸗ 
x ichterungen ausgeſprochen worden, wie fie 
585 den Rd ⸗Erlaß vom 24. November 1938, NStBI. 
1 1 1097, für die Umwandlung und Auflöſung 
wol apitalgeſellſchaften in der Oſt mark gewährt 
in an Die Beſtimmungen dieſes Erlaſſes find 
den. J StZ 1938 Nr. 52/53 eingehend dargeſtellt wor⸗ 
9 95 Erleichterungen erſtrecken ſich auf die Steuern 
10 inkommen und Ertrag, auf die Um⸗ 

ſteuer, auf die Grunderwerbſteuer 


einſchließlich der Zuſchlä i 
aw 85 6 ſchläge und auf die Wert- 


Die Regelung für die ſudetendeutſchen Gebiete 
we bon der Regelung für die Oſtmark nur in 
100 en ab: Die Kapitalgeſellſchaft muß vor 
nr ärz 1939 entftanden fein (in Sſterreich 
— em 1. Oktober 1938) und die Umwandlungsbilanz 
75 3 auf einen Bi la n3 tag in der Zeit vom 31. Ok- 
Be 1938 bis einſchließlich 31. Dezember 1989 auf- 
5 er fein. Im ſudetendeutſchen Gebiet iſt die 
Ae 5 de rwer bſteuer bereits eingeführt, ſo daß 
Gene en früheren Abgabenrechts im 
Sch 14 zu Oſterreich nicht mehr erforderlich war. 
tim eßlich enthält der ſudetendeutſche Erlaß keine Be⸗ 
Minen über die Gebühren, die aus Anlaß der 
pen ung entſtehen (VLertrags⸗- und Han⸗ 

regiſtergebühren), weil dieſe Gebühren 


abweichend von den entſ 6 ichi 
2 8 prechenden öſt ö 
bühren keine Steuern 5 a ET TE 


Steuerliche Behandlung 
der Keankenanstalten 


Die freien gemeinnützige 

die privaten i 
1 und der Grundſteuer befreit, wenn ſie in be⸗ 
onderem Maß der minderbemittelten Bevölkerung 
dienen. Das iſt anzunehmen, wenn: 


1. Die Pflegeſätze in allen Verpflegungsklaſſen die Beträge 


nicht überſteigen, die der Oberfinanzpräſident als Höchſt⸗ 
ſätze feſtgeſetzt hat, 

2. mindeſtens vierzig vom Hundert der jährlichen Ver⸗ 
pflegungstage auf Kranke der Sozialverſicherung und 
der öffentlichen Fürſorge oder auf ſolche Selbſtzahler ent⸗ 
fallen, die nicht mehr als den niedrigſten Pflegeſatz im 
Sinn der Ziffer 1 entrichten, und bei denen die ärzt⸗ 
lichen Gebühren nachweislich die Mindeſtſätze der ſtaat⸗ 
lichen Gebührenordnung nicht überſchritten haben. 

Die Beſtimmungen hierüber ſind im 88 Abſ. 2 der 
1 GewStꝰDdVO und 88 16, 17 GrSt DV ent⸗ 
halten. 

Die von der öffentlichen Hand (d. h. vom Reich, 
von einem Land, von einer Gemeinde oder einem Ge⸗ 
meindeverband) unterhaltenen Krankenanſtalten ſind 
ſtets von der Gewerbeſteuer und der Grundſteuer be⸗ 
freit. Denn hier wird davon ausgegangen, daß dieſe 
Anſtalten immer in beſonderem Maß der minder⸗ 
bemittelten Bevölkerung dienen. 

Bei der Gewerbeſteuer und der Grundſteuer ſollen 
die freien gemeinnützigen Krankenanſtalten und die 
privaten Krankenanſtalten grundſätzlich den Kranken, 
anſtalten der öffentlichen Hand gleichgeſtellt 
werden. Sie ſollen dann von dieſen beiden Steuer⸗ 
arten befreit werden, wenn ſie die Kranken zu Bedin⸗ 
gungen aufnehmen, die den Be dingungen ent⸗ 
ſprechen, wie ſie bei den Kranenkenanſtalten der 
öffentlichen Hand beſtehen. 

Die Durchführung der Befreiungsvorſchriften be⸗ 
reitet ſehr erhebliche Schwierigkeiten. Ein Haupt⸗ 
grund liegt darin, daß die Bedingungen für die 
Behandlung der Kranken in den Krankenanſtalten des 
Deutſchen Reichs noch keineswegs einheitlich 
ſind. Ein Vergleich der Beſtimmungen ſtieß daher auf 
außergewöhnliche Hinderniſſe. 

Die Fragen ſind jetzt in dem Runderlaß vom 
25. April 1939 L 1410 — 20 III (RStBl. 1939 S. 639) 
geregelt. Dieſer Runderlaß iſt das Ergebnis von zahl⸗ 
reichen Beratungen der beteiligten Miniſterien mit 
den Vertretern des Reichsärzteführers, den Vertretern 
der Reichsärztekammer und den Vertretern der 
Krankenanſtalten. Der Runderlaß regelt den Begriff 
der Krankenanſtalt, die Bedeutung der Pflegeſätze, die 
Einteilung in Verpflegungsklaſſen, die Berechnung 
der Verpflegungstage und anderes mehr. Es iſt er⸗ 
forderlich, gewiſſe Gruppen nach der Art und der Lage 
der Anſtalten (allgemeine Krankenanſtalten, Fach⸗ 
anſtalten, örtliche Lage) zuſammenzufaſſen. Die 
Höchſtſätze werden durch die Oberfinanzpräſidenten er⸗ 
mittelt und feſtgeſetzt. Für die Anwendung der Höchſt⸗ 
ſätze durch die Finanzämter ſind neue Beſtimmungen 
erlaffen. die teilweiſe eine Erleichterung bringen. 

Liegen die Vorausſetzungen vor, ſo tritt die Be⸗ 
freiung von der Gewerbeſteuer und der Grund⸗ 
ſteuer ein. . 

Für die Körperſchaftſteuer und die Vermögen⸗ 
ſteuer iſt — ſoweit die Anſtalten von Körperſchaften 
und Perſonenvereinigungen unterhalten werden — 
darüber hinaus noch zu prüfen, ob eine Befreiung 
wegen Verfolgung von gemeinnützigen oder mild- 
tätigen Zwecken möglich it. 

Nachdem die ſteuerliche Behandlung der Kranken⸗ 
anſtalten unter Mitwirkung aller Beteiligten in dem 
neuen Runderlaß geklärt worden iſt, können nunmehr 
auch die in vielen Bezirken ſeit längerer Zeit ſtreitigen 
Fälle abſchließend geregelt werden. — W. 


Wirtſchaftlicher Beobachter i 
gg te ee 


Geld, Keedit und öffentliche Finanzen 
Deutſche Bank. Die Umſätze der Deutſchen Bank 
ſind im Jahr 1938 gegenüber 1937 um 10,6 v. H. ge⸗ 
ſtiegen. Die Einlagen und Spareinlagen haben ſich 
um 412 Millionen Reichsmark auf 3,27 Milliarden 
Reichsmark erhöht. Aus dem Gewinn ſoll wieder eine 
Dividende von 6 v. H. ausgeſchüttet werden. 


Einlagenzuwachs der Sparkaſſen. Der Einlagen⸗ 
ſtand der Deutſchen Sparkaſſen hat durch die Rück⸗ 
gliederung der Oſtmark und des Sudetenlands um 
etwa 2 Milliarden Reichsmark zugenommen. Die 
Sparkaſſeneinlagen des Altreichs nahmen im Jahr 
1938 um 2,28 Milliarden Reichsmark zu. 


* 


Vermögenslage der Angeftellten- und Invaliden⸗ 
verſicherung Ende 1938. Nach Mitteilung von „Wirt⸗ 
ſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich das folgende Bild in 
Millionen Reichsmark: 


unahme 
Er Jahre 


Stand am Jabresende 


2997.1 | 3 386,7 
2090,38 | 2 424,4 


. 
Angeſtelltenverſicherung 
Indalidenverſicherung 
Zuſammen 
Kapttalanlagen 


Hypotheken u Grundſchulden 95.2 
dav. autlandbiv Grundſtücken 0.7 
„ „ gewerbl Grundſtuck — 48 
„ „ Wohnungsneubaut 110,5 
„ „ ſonſi. Grundſtücken — 117 
Wertpapiere 7 * 9540 
dav. Anleihen des Reichs 905.8 
— 5 der Länder — 7.8 
x ” der Gemeinden 1.1 
„ Kommunalobligationen 1.5 
„Pfandbriefe 6 1.9 
O ü — 8.0 
Ee Ze. ge 59.1 
davon an das Reich — 3.8 
„ an Länder a — 8.7 
„an Gemeinden 17.5 
„ (EI ehe. 48.1 
Kaſſenbeſtand und Darlehen 
an Banken 8.7 
Grundſtücke 10.9 
Verbind lichkeiten 15,2 
Reinvermögen 
Angeftelltenverfiherung . 


Invalidenverſicherung 1275.2 
Zuſammen | 4 945,0 


Aktiengeſellſchaften Ende 1938. Nach Mitteilung 
von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für Zahl 
und Größe der am Ende des Jahres 1938 vorhande⸗ 
nen Aktiengeſellſchaften das folgende Bild: 


Grundkapital 
nin RM) 


5000 
über 5 000 bis unter 50 000 
50 100 


Zuſammen 11 968 J10 437] 6 084 18 7045 J 5518| 18 744.8 


Industrie 
Geſamtfang der Deutſchen Seefiſcherei im Jahr 
1938. Entwicklung: 


in 1000 

Kalender⸗ Doppel⸗ in Mill. 
jahr zentner RM 
1 8 390 53,9 
1983 „ 8 878 60,2 
1981 ——— 4011 71,6 
1935 2.0.06: 4 168 83,7 
1936 5 965 105,8 
198875 6724 102,9 
10388 7177 103,8. 


* 


Schuhinduſtrie im Jahr 1937. Die Geſamt⸗ 
erzeugung von Schuhwerk hat ſich wie folgt 
entwickelt: 

1936. 155,9 Millionen Paar, 
1937 156,8 Millionen Paar. 


Der Geſamtwert der Erzeugung betrug im Jahr 
1937 732,5 Millionen Reichsmark (im Jahr 1936 
667,7 Millionen Reichsmark). Die Zahl der Be⸗ 
triebe betrug im Jahr 1937 1370. Im Jahr 1938 
ift, wie ſich aus vorläufigen Zahlen ergibt, wieder eine 
Steigerung um rund 10 v. H. eingetreten. 


Textilrohſtoffverſorgung im Jahr 1938. Das In⸗ 
ſtitut für Konjunkturforſchung veröffentlicht einen 
Überblick über die Rohſtoffverſorgung der Deutſchen 
Tertilinduſtrie im Jahr 1938 auf Grund der für das 
Altreich vorliegenden Zahlen. Danach hat ſich die 
Menge der für die Textilinduſtrie zur Verfügung 
ſtehenden Rohſtoffe (ohne Regenerate gleich Reiß⸗ 
wolle und Reißbaumwolle) wie folgt entwickelt: 


1933 767 000 Tonnen 
19344ü 765 000 Tonnen 
19855 —. 828 000 Tonnen 
E 736 000 Tonnen 
1987 08 924 000 Tonnen 
1938. . 1010000 Tonnen. 


Einſchließlich Regenerate waren es im Jahr 1988 
1,1 Millionen Tonnen. Die heimiſche Erzeugung 
von Textilrohſtoffen hat im Jahr 1938 große Fort⸗ 
ſchritte gemacht. 266 000 Tonnen Textilrohſtoffe (ohne 
Regenerate) oder 26,3 v. H. der geſamten Verſorgung 
wurden im Jahr 1938 im eigenen Land erzeugt, gegen⸗ 
über 5,5 v. H. im Jahr 1933 und 22,2 v. H. im Jahr 
1937. 


Friedrich Krupp AG, Eſſen. Das Geſchäftsjahr 
1937/38 ſchließt mit einem verfügbaren Über- 
ſchuß in Höhe von 21,3 Millionen Reichsmark (im 
Vorjahr 17,2 Millionen Reichsmark) ab. Die Geſell⸗ 
ſchaft verteilt für das Geſchäftsjahr 1937/38 eine 
Dividende von 6 v. H. (im Vorjahr 5 v. H.). Etwa 
ein Viertel des Geſamtumſatzes von 1937/38 entfiel 
auf die Ausfuhr. 
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Adam Opel AG, Rüſſelsheim. Die Adam Opel 
AG hat im Jahr 1938 140 580 Kraftwagen hergeſtellt. 
Das find 7,9 v. H. mehr als im Jahr 1937. Das 
Werk Brandenburg hat ſeine Erzeugung um 
25,7 v. H., das Stammwerk in Rüſſelsheim um 
5,2 v. H. erhöht. Die Ausfuhr hat ſich ſtück⸗ 
zahlenmäßig von 32 611 Kraftwagen auf 
36 444 Kraftwagen (= 118 v. H.) erhöht. Dem 
W ert nach hat ſich die Ausfuhr von Kraftwagen im 
Jahr 1938 um 23,5 v. H. erhöht. Die Gefolg⸗ 
ſchaft konnte auf 27000 vergrößert werden. Das 
Geſchäftsjahr 1938 ſchließt mit einem Rein⸗ 
gewinn von 13,8 Millionen Reichsmark (im Vor⸗ 
jahr 9,571 Millionen Reichsmark) ab. Dahinzu 
kommt der Gewinnvortrag aus dem Vorjahr in Höhe 
von 6,6 Millionen Reichsmark. Die Geſellſchaft ver- 
teilt eine Dividende von wieder 8 v. H. 


Verkehr 


Perſonenverkehr der Straßenbahnen im J 
1938. Es ergibt ſich das fol e 2 0 
. gende Bild (einſchl 
der Schnellbahnen): . 


Kalenderjahr Tages . 
| e Tu 
Beförderte Verfonen . 3 661 085 000 10 030 000 
Wagenkilometer insgef. . 945 872 000 2 590 000 
Triebwagenkilometer. 618 501 000 1 695 000 
Betriebseinnahmen aus 
dem Perſonenverkehr 
1 ee Dr 545 483 000 1 494 000. 


Arbeit und Soziales 

„berfeeifche Auswanderung und Ginreife im Jahr 
1995 Die Auswanderung nach überſee 10 im Jahr 
8 > um 8060 Perſonen oder 57 v. H. gegenüber dem 
Aue er zugenommen. In dieſer Zahl ſind auch die 
re aus dem Land Hſterreich ab 1. April 
Fe alien Die Zunahme entfällt insbeſondere 
1 te jüdiſchen Auswanderer. Die Zahl der aus— 
heiten Glaubensjuden (nicht Raſſejuden!) ſtieg 
Nad ne im Jahr 1987 auf 16599 im Jahr 1938. 
ſich fü itteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt 
199 0 die Zahl der reichsdeutſchen Aus- 

derer das folgende Bild: 


o 488784 
57 890 
8e 
10623 
12866 
1934. 14232 
132228 
LU 
1937 14 203 


1038 22 269. 
ür die Zah sw: 8 0 
1) Zahl der ausländiſchen Yuswal- 


derer über reichs MN BE 
gende Bilz che Häfen ergibt ſich das fol 


OT 
1058 


Zahl der Einreiſenden und Ausreiſen⸗ 


den: Einreiſende 
ins⸗ davon 
geſamt Reichsdeutſche 
19077 101 781 44 915 
U enn 96 091 46 446. 
Ausreiſende 
ins⸗ dabon 
geſamt Reichsdeutſche 
ee 122 544 58 891 
1988 118 271 61 591. 


Reichsumlegungsrecht im Land Sſterreich. Durch 
Verordnung vom 28. Februar 1989 (RGBl. 1 S. 379) 
wurde das Umlegungsgeſetz vom 26. Juni 1936, die 
Reichsumlegungsordnung vom 16. Juni 1937 und die 
Erſte Verordnung zur Reichsumlegungsordnung vom 
27. April 1988 mit Wirkung ab dem 1. Januar 1939 
im Land Sſterreich eingeführt. 


Erbhöfe im Deutſchen Reich. Nach Mitteilung von 
„Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für Zahl und 
Größe der Erbhöfe im Altreich nach dem Stand von 
Mitte 1938 das folgende Bild: 


— — 


Zahl der 
Erbyöfe 


unt. 755 ha 134 470 0,8 

7,5 ha bis „ 10 „ 87⁵ 521 5,6 
e e e 2 168 463 13,9 
18 f 2053121 | 13,2 
„ 1692212 | 10,9 
Dose. e e 4969085 | 31,9 
, e eu. e ee 1975355 | 12,7 
TER n 6,2 
100 ha bis einſchl. 125 „ 3,4 
über 125 „ 1,3 


Zuſammen [684 997| 100 |15561 873 


Gärfutterbehälter und Gärfuttervorräte Ende 
1938. Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtit“ 
ergibt ſich für Zahl und Inhalt der Gärfutterbehälter 
nach dem Stand vom 10. Dezember 1938 das folgende 


1 5 Feſtgefügte Gar Behelſs⸗ 
futterbehalter mäßige 
aus Stein, Beton Garfutler⸗ 
Metall oder Holz behälter 
Zahl der Betriebe mit 
2 - . E. 
Gärfutterbehältern 259 998 88 559 
Behälter insgefamt . - 319 682 8 477 
Faſſungsraum in ebm 7523 019 2 758 954 
davon waren gefüllt 
(in ebm) mit: 
Grünfutterpflanzen - 2124 000 93 200 
Rübenblättern und 
Rübenſchnitzeln 2 282 800 2 168 500 
Kartoffeln . 1 463 200 345 600 
Füllung insgeſamt 5 870 000 2 607 300. 
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Einführung der Verordnung über den Handel mit 
Vieh im Land Sſterreich und in den ſudetendeutſchen 
Gebieten. Im Land Sſterreich und in den ſudetendeut⸗ 
ſchen Gebieten gilt ab 1. März 1939 die Verordnung 
über den Handel mit Vieh vom 25. Januar 1937 mit 
der Maßgabe, daß im § 7 Abſ. 1 und 2 an Stelle des 
31. Dezember 1937 der 31. März 1940 tritt (Verord⸗ 
nung vom 28, Februar 1939, RGBl. 1 S. 380). 


Weinbau und Weinernte 1938. Nach der Boden⸗ 
benutzungsaufnahme 1938 betrug die Rebfläche im Alt- 
reich insgeſamt 81 317 Hektar gegenüber 81711 Hektar 
im Vorjahr. Von der Geſamtfläche waren im Jahr 
1938 73 300 Hektar ertragsfähig. Für die Menge des 
geernteten Moſtes ergibt ſich das folgende Bild: 

1937 1938 


Moſtertrag insgeſamt. 2 522 017 h! 2445245 hl 
Davon Weißwein 1 893 687 hi 1 946 2386 hl 
Moſtertrag je Hektar. 84,2 hl 83,4 hl. 


Durchſchnittspreiſe für Weinmoſt in den wichtigſten 
Weinbaugebieten des Altreichs: 


Weißwein Rotwein 
RM je hl 

Rheingau 74,90 117,00 
Rheingebiet 69,50 69,80 
Nahegebiet . 8 58,80 46,40 
Moſel⸗, Saar: und wandte 82,60 71,60 
Ahrge bier 2 64,40 75,60 
Neuſtadt a. d. Weinſtr. N 87,30 57,50 
Bergzabern, Germersheim, 

Landau i. d. Pf. u. Speyer 63,00 57,50 
Frankenthal, Kirchheimbolanden, 

Kuſel, Ludwigshafen a. 1 

und Rockenhauſen .. 62,30 53,20 
Mainfranken 66,00 57,80 
Unteres Neckartal 64,30 71,60 
Remstal 81,70 82,30 
Enztal 81,10 78,90 
Zabergäu 73,70 72,00 
Markgräflergegend 68,30 79,20 
Kaiſerſtuhl 62,70 89,00 
Breisgaugegend 5 6 73,10 75,00 
Ortenau und Bühlergegend 77,10 98,60 
Kraichgau und Nedargegend . 65,60 67,60 
Worms und Umgegend. 54,80 49,60 
Oppenheim und Umgegend 79,60 50,80 
Mainz und Umgegend. 60,80 51,40 
Ingelheim und ER 58,20 57,00 
Wiesbachgebiet 5 58,80 52,70 
Bingen und Umgegend. 5 69,00 58,50 
Alzey und Umgegend 55,30 51,20. 


Zuckererzeugung im Betriebsjahr 1937/38. Im 
Betriebsjahr 1937/38 (1. Oktober 1937 bis 30. Sep⸗ 
tember 1938) wurden insgeſamt 186,86 Millionen 
Doppelzentner Rüben verarbeitet gegenüber 106,48 
Millionen Doppelzentner im Betriebsjahr 1986/87. 
Die Zunahme der verarbeiteten Rüben beträgt 30,38 
Millionen Doppelzentner oder 28,5 v. H. Die durch⸗ 
ſchnittliche Ausbeute auf einen Doppelzentner Rüben 
iſt von 16,97 Kilogramm auf 16,15 Kilogramm Roh⸗ 
zuckerwert zurückgegangen. Die geſamte Zuckererzeu⸗ 


gung iſt von 18,07 Millionen Doppelzentner auf 22,1 
Millionen Doppelzentner oder um 22,3 v. H. geſtiegen. 
Für die Entwicklung der Verbrauchszuckerherſtellung 
ergibt ſich das folgende Bild: 


1937/38 in 

gegen 

1000 d en 

Kriſtallzucker 24,0 

Gemahl. Melis. 16,8 

Granuliert. Zucker 20 

Gemahl. Raffinade 12,9 
Platten», Stangen= 

u. Würfelzucker 7,4 

Stücken⸗ und 
Krümelzucker 13,0 
Übrige Sorten 5,6 


Zuſammen 19 366,8 100,0 16 184,7 1000 | 19,7 


Milchverwertung im Jahr 1938. Nach Mitteilung 
von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für die Ver⸗ 
wendung der erzeugten Kuhmilch das folgende Bild: 


TEN EN aa 


davon 
verfüttert an Kälber. 8,8 
verfüttert an andere Tiere 2,0 
im Erzeugerbetr. verwertet, 
friſch verbrauchte. 12 
verarbeitet zu Butter .. 11,9 
verarbeitet zu Räfe ..... 0,3 
vom Erzeugerbetrieb 
unmittelbar abgeſetzt 5,2 
an Molkereien geliefert. 59,1 


und Wirtscholt des Auslandes 
Bulgarien. Die Einfuhr von Kraftfahrzeugen aus 
Deutſchland im Jahr 1938. Entwicklung in Stück: 


Einfuhr Davon aus 

insgeſamt Deutſchland 
Perſonenkraftwagen 478 257 
Laſtkraftwagen 913 578. 


Deutſchlands Anteil an der Geſamteinfuhr von Ber- 
ſonenkraftwagen betrug 53 v. H., bei den 
Laſtkraftwagen 63 v. H. 


= 


Frankreich. Sudetengebiet im Deutſch⸗franzöſiſchen 
Zahlungsabkommen. Die Gültigkeit des Deutſch-fran⸗ 
zöſiſchen Zahlungsabkommens vom 10. Juli 1937 iſt 
mit Wirkung ab 1. April 1939 auf die ſudetendeutſchen 
Gebiete ausgedehnt worden. 


Holland. Warenabkommen mit Deutſchland. Zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und Holland iſt am 25. März 1939 
ein Warenabkommen abgeſchloſſen worden. Das 
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Warenabkommen umfaßt den geſamten Handelsver⸗ 
kehr zwiſchen Holland und Großdeutſchland, alſo auch 
mit der Oſtmark und dem Sudetenland. Die Protek⸗ 
torate Böhmen und Mähren und das Memelland ſind 
noch nicht berückſichtigt worden. Holland hat ſich 
verpflichtet, die Zölle für beſtimmte Erzeugniſſe 
nicht zu erhöhen. Unter dieſe Zollbindung fallen ins⸗ 
beſondere chemiſche Erzeugniſſe, elektrotechniſche Ma⸗ 
ſchinen und Geräte und Erzeugniſſe der Metallindu⸗ 
ſtrie. Holland hat außerdem zugeſtimmt, daß für ein⸗ 
zelne Poſten feiner Ausfuhr nach Deutſchland nicht 
mehr der niedrige Vertragstarif, ſondern der höhere 
autonome Deutſche Tarif gelten ſoll und daß bei einer 
Anzahl anderer Poſten die Vertragszölle erhöht wer⸗ 
den. Die für Deutſche Waren geltenden holländiſchen 
Kontingente erſtrecken ſich mit Wirkung ab 1. April 
1939 auch auf Lieferungen aus der Oſtmark und dem 
Sudetenland. Deutſchland hat die Zahlungswert⸗ 
grenzen für die holländiſchen Lieferungen nach Deutſch⸗ 
land herabgeſetzt. Die Veranlaſſung zu dieſer Maß⸗ 
nahme liegt in dem immer noch anwachſenden „Rück⸗ 
ſtand“, d. h. in der Tatſache, daß die Einzahlungen bei 
der Deutſchen Verrechnungskaſſe nach wie vor die beim 
Niederländiſchen Verrechnungsinſtitut überſteigen. 
Das Warenabkommen beſitzt eine Geltun 98 
dauer von einundzwanzig Monaten. 


Jugyſlawien. Der Zahlungsverkehr zwiſchen dem 
Sudetenland und Jugoſlawien. Re 
998 Jugoſlawien find Vereinbarungen über 
fc Zahlungen aus Geſchäften zwiſchen ſudetendeut⸗ 
die 5 5 jugoſlawiſchen Teilhabern getroffen worden, 
En or dem 11. Oktober 1938 abgeſchloſſen 
fi u Der Inhalt der Vereinbarungen ergibt 
lest b Ru nd er I aß Nr. 32/39 DevSt. — 15/39 
die 2 es Reichswirtſchaftsminiſters. Danach wird 
ahnlicher Weif 5 8 i Geſchäfte in 

N eiſe wie die alten öſterreichiſch⸗j i⸗ 
chen Geſchäfte vorgenommen. ne 


28 Lettland. Wirtſchaftsbeſprechungen mit Deutſch⸗ 
d. Zwiſchen Deutſchland und Lettland finden in 
insbeſonrtſchaftsbeſprechungen ſtatt. Es handelt ſich 
arne um Fragen der Ausfuhr von Holz 
Fragen gniſſen nach Deutſchland. Außerdem ſollen 
ſproche des gegenſeitigen Warenverkehrs für 1939 be⸗ 
Statiſtir werden. Nach Angaben der lettländiſchen 
uber ik hat ſich die Ausfuhr von Holzerzeug⸗ 
en nach Deutſchland wie folgt entwickelt: 
P 41,3 Millionen Lat, 
Be 1 25,2 Millionen Lat. 
aug a zu berückſichtigen, daß die geſamte Holz⸗ 
1937 auf 91 9 von 140,2 Millionen Lat im Jahr 
ent e au lichen Lat im Jahr 1938 zurüd- 
dis en Holzes ie beiden Hauptabnehmer des lettlän⸗ 
zes find England und Deutſchland. 


Lettland. Preisvereinbar ür di 
ungen die Ausfuhr 
von Holz nach Deutſchland. Zwiſchen W 11 
Lettland ſind Vereinbarungen über Preiſe und Preis⸗ 
ſpannen bei der Ausfuhr von lettiſchem Holz nach 


Deutſchland getroffen worden. Die Vereinbarungen 
gelten zunächſt für die Zeit vom 1. April bis 30. Juni 
1939. Die Hauptgeſchäftsſtelle der Marktvereinigung 
und die Überwachungsſtelle für Holz erteilen den zur 
Holzeinfuhr aus Lettland zugelaſſenen Einfuhrfirmen 
nähere Auskunft über die Vereinbarungen. 


Litauen. Der Außenhandel mit Deutſchland und 
dem Memelland im Jahr 1938. Der Außenhandel 
zwiſchen Deutſchland und Litauen und dem Memel⸗ 
land hat ſich nach Angaben der Deutſchen Statiſtik wie 
folgt entwickelt (in Millionen Reichsmark): 


Deutſchlands 


Einfuhr aus Ausfuhr nach 
1937 1938 1937 1938 
Staunen. al 132 21,9 16,1 19,2 


Memelland » 4,0 5,6 4,3 48. 


Bei der Einfuhr Deutſchlands aus dem Memelland 
und Litauen handelt es ſich insbeſondere um landwirt⸗ 
ſchaftliche Erzeugniſſe. Bei der Ausfuhr nach Memel⸗ 
land und Litauen handelt es ſich insbeſondere um 
induſtrielle Erzeugniſſe. 


Mandſchukuv. Ausbau der Handelsbeziehungen 
zu Deutſchlaud. Zwiſchen Deutſchland und Man⸗ 
dſchukuo finden zur Zeit Wirtſchaftsbeſprechungen 
ſtatt. Deutſchland wird beim Ausbau der Verkehrs, 
mittel in Mandſchukuo in erheblichem Ausmaß berück⸗ 
ſichtigt. Deutſchland iſt das einzige Land, das ein 
Handelsabkommen mit Mandſchukuo abgeſchloſſen hat. 


Polen. Erweiterung des Warentauſches mit 
Deutſchland. Zwiſchen Deutſchland und Polen iſt ein 
Zuſatzabkommen zum Deutſch⸗polniſchen Wirt⸗ 
ſchaftsvertrag vom 1. Juli 1938 abgeſchloſſen worden. 
Danach iſt der Warenverkehr zwiſchen den beiden Län⸗ 
dern um 86 Millionen Zloty erhöht worden. Er be⸗ 
trägt nunmehr 606 Millionen Zloty, alſo faſt das 
Doppelte der Summe, die der erſte Deutſch-polniſche 
Wirtſchaftsvertrag vom 4. November 1935 vorſah und 
die damals 320 Millionen Zloty betrug. Zu dieſem 
Abkommen kommen noch Warenbewegungen, die ſich 
auf anderen Grundlagen außerhalb des Wirt⸗ 
ſchaftsvertrags abſpielen. Zu berückſichtigen iſt hier 
das im Oktober 1938 in Berlin unterzeichnete 
Warenkreditabkommen. Auf Grund dieſes 
Abkommens wird Polen innerhalb von zweieinhalb 
Jahren für 120 Millionen Zloty Einkäufe in Deutſch⸗ 
land für Induſtrieanlagen tätigen. Der Warenkredit 
wird einſchließlich der Zinſen durch die Lieferung 
polniſchen Holzes und polniſcher landwirt ⸗ 
ſchaftlicher Erzeugniſſe nach Deutſchland 
gedeckt. 3 

Polen. Beſtellungen auf Grund des Deutſch⸗pol⸗ 
niſchen Warenkreditabkommens. Zwiſchen Deutſchland 
und Polen iſt im Herbſt 1938 ein Warenkreditabkom⸗ 
men abgeſchloſſen worden. Danach wird Polen 
außerhalb des Deutſch⸗polniſchen Wirtſchaftsvertrags 
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bei der Deutſchen Induſtrie Beſtellungen zur Durch⸗ 
führung polniſcher Erzeugungsanlagen 
vergeben. Die Deutſchen Warenforderungen werden 
durch die polniſche ſtaatliche Wirtſchaftsbank feſt⸗ 
geſtellt. Die Abdeckung der Warenkredite 
und die Zahlung der Zinſen erfolgt durch Lieferung 
von Holz und landwirtſchaftlichen Er- 
zeugniſſen. Polen hat auf Grund des Waren⸗ 
kreditabkommens bisher für 75 Millionen Zloty 
Waren in Deutſchland beſtellt. In Ausſicht genom⸗ 
men iſt ein Kredit von insgeſamt 120 Millionen Zloty. 


Rumänien. Die Ausfuhr nach Deutſchland im 


Jahr 1938. Entwicklung in Tonnen nach der rumäni⸗ 
ſchen Statiſtik: 


1936 1937 1938 
Weizen 20 89 568 210 073 
Gerſte 18 34 188 142 096 
Mais 1.068 372 663 14 528 
Olfrüchte 29 725 54 150 59 800 
Holz . 113 559 112 522 138 559 
Erdöl 895 504 435 281 628 044. 
* 
Rumänien. Deutſch⸗rumäniſches Wirtſchaftsab⸗ 


kommen. Zwiſchen Deutſchland und Rumänien iſt am 

23. März 1939 ein Wirtſchafts abkommen 

unterzeichnet worden, das die Grundlage für einen 

weiteren Ausbau der beiderſeitigen Wirtſchaftsbe⸗ 
ziehungen bildet. Das Wirtſchaftsabkommen iſt bis 

31. März 1944 befriſtet und mit dem Tag der Unter⸗ 

zeichnung vorläufig in Kraft getreten. Es beſteht aus 

fünf Artikeln. In Artikel I wird vereinbart, 
in Ergänzung der beſtehenden Regelung des beider⸗ 
ſeitigen Warenverkehrs einen mehrjährigen 

Wirtſchaftsplan aufzuſtellen. Der Wirtſchafts 

plan ſoll auf der einen Seite die Deutſchen Einfuhr⸗ 

bedürfniſſe befriedigen und auf der anderen Seite den 

Entwicklungsmöglichkeiten der rumäniſchen Erzeu⸗ 

gung und der inneren rumäniſchen Bedürfniſſe und 

den Notwendigkeiten des rumäniſchen Wirtſchaftsver⸗ 
kehrs mit anderen Ländern Rechnung tragen. Der 

Wirtſchaftsplan ſieht insbeſondere 

vor: 

1. Ausbau und Lenkung der rumäniſchen landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugung; 2 

2. Lieferung von Maſchinen und Anlagen für den 
rumäniſchen Bergbau; 

8. Lieferung von Kriegsgerät für die rumäniſche 
Armee; 

4. Gründung von Deutſch⸗rumäniſchen Geſellſchaften zur 
Erſchließung und Verwertung von Kupferſchwefel⸗ 
fies, Chromergen, Manganerzen, Baugit- 
vorkommen und Mineralöl; 

5. Schaffung don Freizonen für die Errichtung von 
Induſtrieunternehmungen und Handelsunternehmungen; 

6. Ausbau des Verkehrsweſens, Transportweſens, Straßen⸗ 
netzes und der Waſſerwege; . 

7. Zuſammenarbeit Deutſcher und rumäniſcher Banken, 
insbeſondere zur Finanzierung der einzelnen Geſchäfte. 

In Artikel Ilund III wird angeordnet, daß mit 

der Durchführung dieſes Vertrags die auf Grund des 

Niederlaſſungs⸗, Handels⸗ und Schiffahrtvertrags 


zwiſchen Deutſchland und Rumänien vom 23. März 
1935 eingeſetzten Regierungsausſchüſſe be⸗ 
auftragt werden. Artikel J Vregelt den Deut ſch⸗ 
rumäniſchen Zahlungsverkehr. In Ar⸗ 
tikel V wird vereinbart, daß der Vertrag bis zum 
31. März 1944 in Kraft bleibt. Der Vertrag gilt als 
auf unbeſtimmte Zeit verlängert, wenn er nicht ein 
Jahr vor dieſem Zeitpunkt gekündigt wird. Er kann 
dann jederzeit unter Einhaltung einer Friſt von einem 
Jahr zum Ende eines Kalendervierteljahres gekündigt 


werden. 
* 


Slowakei. Verrechuungsabkommen mit Deutſch⸗ 
land. Zwiſchen Deutſchland und der Slowakei iſt ein 
Abkommen zur Regelung der Zahlungen (Verrech⸗ 
nungsabkommen) unterzeichnet worden. Deutſch⸗ 
land hat ſich bereit erklärt, die Einfuhr ſlowakiſcher 
Erzeugniſſe nach Deutſchland nach Möglichkeit zu er⸗ 
leichtern und dieſe Einfuhr bis auf weiteres in dem 
von der ſlowakiſchen Regierung gewünſchten Umfang 
zuzulaſſen. Außerdem wurden Vereinbarungen zur 
Regelung der Zahlungen zwiſchen dem Protektorat 
Böhmen und Mähren und der Slowakei ge⸗ 
troffen. Für den Warenverkehr zwiſchen den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten und dem Protektorat Böhmen und 
Mähren einerſeits und der Slowakei anderſeits wird 
bis auf weiteres Zollfreiheit gewährt. 


Slowakei. Zum Deuntſch⸗ſlowakiſchen Verrech⸗ 
nungsabkommen. Zwiſchen Deutſchland und der SIo- 
wakei iſt am 23. März 1939 ein Verrechnungs⸗ 
abkommen abgeſchloſſen worden. Der Reichs- 
wirtſchaftsminiſter hat die Durchführungs⸗ 
beſtimmungen zu dieſem Verrechnungsabkommen 
durch Runderlaß 42/9 DevSt. — 21/39 NeSt. 
erlaſſen. Das neue Verrechnungsabkommen ſchließt 
ſich hinſichtlich der Zahlungen im Warenverkehr an 
das bisherige Verrechnungsabkommen zwiſchen 
Deutſchland und der früheren Tſchecho-Slowakei an. 
Der Zahlungsverkehr wird ausſchließlich über je ein 
Konto bei der Deutſchen Verrechnungskaſſe in Berlin 
und bei der bisherigen Filiale der Tſchecho-Slowaki⸗ 
ſchen Nationalbank in Preßburg abgewickelt. Die Kon⸗ 
ten werden in Reichsmark geführt. Das Neue Verrech⸗ 
nungsabkommen gilt auch für die Bezahlung Deutſcher 
Verbindlichkeiten gegenüber ſlowakiſchen Gläubigern 
aus der Zeit vor dem 22. März 1939. 


Ungarn. Herabſetzung der Zölle für Kraftfahr⸗ 
zeuge. Die ungariſche Regierung hat die Zölle für 
Kraftfahrzeuge mit Wirkung ab 2. März 1939 herab⸗ 
geſetzt. Die Gewichtszölle und Stückzölle ſind auf⸗ 
gehoben worden und durch einen Wertzoll (16 v. H.) 
erſetzt worden. Dieſe Neuregelung bedeutet bei der 
Zugrundelegung der Einfuhr von 1938 einen Verzicht 
des Staates auf eine Zolleinnahme von etwa drei Mil⸗ 
lionen Pengö. 
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